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GEAS und die Folgen: von wackelnden Beratungsstellen bis 
hin zu verweigerten Beschäftigungserlaubnissen

Es war zu erwarten, dass das GEAS uns schwerpunktmäßig in diesem Heft beschäftigt. 
Die Vielzahl verwaltungsgerichtlicher Entscheidungen zu Verfahrensfragen zeigt die 
handwerklichen Mängel des europäischen und erst recht des deutschen Gesetzgebers 
auf (S. 35f). Nachdem klar wurde, dass die StatusVO auch auf Altverfahren anzuwen-
den ist, musste hektisch nachgebessert werden. Herausgekommen ist ein Anpassungs-
gesetz, das ganz nebenbei die arbeitsmarktliche Stellung etwa türkischer 
Asylbewerber*innen gefährdet: Wer als Angehörige*r eines sicheren Herkunftsstaats 
nicht entweder zu einem Stichtag im Sommer 2025 schon geduldet war oder zu einem 
Stichtag im Sommer 2026 nicht bereits eine Beschäftigungserlaubnis besaß, soll leer 
ausgehen. Wohlgemerkt: Die Stichtage wurden rückwirkend eingeführt und auch für 
all jene, deren Asylverfahren nach altem Recht geführt wird bzw. wurde, also ohne 
asylrechtliche Klassifizierung als sicherer Herkunftsstaat (S. 43). Ein ebenso mieses 
Bild gibt der Gesetzgeber ab beim Thema Asylverfahrensberatung: Die soll in erster 
Linie das BAMF übernehmen, die Finanzierung der Stellen der freien Träger soll 
entsprechend zusammengestrichen werden. Unser Leitartikel befasst sich ausführlich 
mit den Einzelheiten. Nebenbei: Offenkundig unterliegen Beratende des BAMF keiner 
Schweigepflicht, aber der Loyalität gegenüber dem Dienstherrn. Ist das nicht ein 
unlösbarer Interessenskonflikt? Für die Beratenden der freien Träger gibt es immer 
noch eine Schutzlücke: Sie haben kein berufliches Zeugnisverweigerungsrecht nach 
§ 53 StPO, müssen also aussagen über den Inhalt von Beratungsgesprächen. Auch das 
gefährdet unabhängige Verfahrensberatung. 

Rechtsanwalt Manuel Kabis

Verfahrensberatung und 
behördliche Rechtsauskunft 
nach dem GEAS
Von Prof Dr. Holger Hoffmann, Bremen, 
und Manuel Armbruster, M.A., Berlin

I. Asylverfahrensberatung als 
Recht der Betroffenen

Art. 16 und Art. 19 AsylVfVO sowie Art. 21 
Abs. 2 AMMVO sehen ein Recht auf „legal 
counselling“ während des Verwaltungsver-
fahrens vor. Mit dem GEAS – Anpassungs-
gesetz wurde in das AsylG § 12b eingefügt: 
das BAMF gewährt auf Ersuchen Antrag-
stellender unentgeltliche Rechtsauskunft. 
Diese Norm tritt neben § 12a AsylG in der 
seit 2023 geltenden Fassung, nach der behör-
denunabhängige, ergebnisoffene, unentgelt-
liche, individuelle und freiwillige Asylver-
fahrensberatung („AVB“) gefördert wird, die 
Auskünfte zum Verfahren umfasst und nach 
Maßgabe des RDG Rechtsdienstleistungen 
anbieten darf. Die Beratung berücksichtigt, 
ob besondere Verfahrensgarantien oder 
besondere Garantien bei der Aufnahme erfor-
derlich sind. Sie soll bereits vor der Anhörung 
und kann bis zum unanfechtbaren Abschluss 
des Asylverfahrens durchgeführt werden, 
also auch noch während eines Klageverfah-
rens. Die Gesetzesbegründung stellt aus-
drücklich klar, dass auch Folge- und Zweit-
anträge, Widerrufs- und Rücknahmeverfah-
ren und Beratung zu Rechtsmitteln gegen 
die behördliche Entscheidung und das Dub-
lin-Verfahren Beratungsthemen sein können. 
Die behördenunabhängige AVB unterstützt 
so besonders schutzbedürftige Personen und 
hilft, Vulnerabilitäten wie Traumatisierungen, 
Gewalt- oder Foltererfahrungen, zu identi-
fizieren, psychische Erkrankungen oder 
Bedarfe von queeren Schutzsuchenden früh-
zeitig zu erkennen und an die zuständigen 
Stellen weiterzugeben.

II. Konkurrenz oder Kooperation? 
Wiedereinführung behördlicher 
Rechtsauskunft

Das Verhältnis von § 12b AsylG und § 12a 
AsylG zueinander ist bislang ungeklärt. Steht 
§ 12b AsylG im Einklang mit EU-Recht, 
wenn ausschließlich das BAMF Rechtsaus-

kunft anbietet und Asylsuchende keine 
(zumindest ergänzende) Beratung durch Per-
sonen oder Organisationen erhalten, die von 
der entscheidenden Behörde unabhängig 
sind? Kurz: Was umfasst das vom GEAS 
geforderte „legal counselling“? Ist dem mit 
behördlicher Rechtsauskunft gem. § 12b 
AsylG Genüge getan oder bedarf es weiter-
hin der AVB?
Bereits vor Erlass des § 12b AsylG verlaut-
barte das BMI, es sei beabsichtigt, die Finan-
zierung des Bundesprogramms „behördenun-
abhängige Asylverfahrensberatung“ ab 2027 
einzustellen. Im Haushaltsentwurf für 2027 
sind z. Zt. fünf Mio. € Fördermittel vorgese-
hen (2025 und 2026: 25 Mio. €). Zuständig 
für die Ausgestaltung des Programms ist das 
BMI, Bewilligungsbehörde das BAMF. 
Zuwendungen werden vergeben nach der vom 
BMI erlassenen Förderrichtlinie zur Durch-
führung der Asylverfahrensberatung (AVB) 
und der Rechtsberatung für vulnerable Antrag-
stellende (RB) vom 20.09.2024. Sie wird zum 
31.12.2027 außer Kraft treten. 

III. Evaluation: AVB ist gefragt, 
erfolgt aber oft zu spät

Eine Evaluation der AVB durch das BAMF 
im Frühjahr 2026 ergab: 2024 existierten 
189 Beratungsstellen an 112 Standorten in 
allen Bundesländern – sie war damit an allen 
Aufnahmeeinrichtungen mit BAMF-Außen-
stellen verfügbar. Die Evaluation bestätigt 
Beratungsbedarf bei rund 60% der erwach-
senen Geflüchteten. Die Beratungsquote 
stieg von 26,7% im zweiten Hj. 2023 auf 
40,6% in 2024, d.h. es wurden 70.970 Per-
sonen in mehr als 106.000 Terminen beraten. 
Persönliche Einzelfallberatung wird dabei 
als wirksamer bewertet als Gruppengesprä-
che, Broschüren oder Erklärvideos insbe-
sondere in Bezug auf Verfahrensverständnis, 
Vorbereitung der Anhörung und Vertrauen 
in behördliche Prozesse. Beratungsschwer-
punkte sind Anhörung, Dublin-Verfahren, 
Bescheide und Klageverfahren. Häufig 
gefragt wird auch nach Sprachkursen, 
Arbeitsmöglichkeiten, Unterkunft oder Sozi-
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alleistungen. Die AVB hat hier eine zentrale 
Schnittstellenfunktion als Verweisberatung.
Allerdings stellt die Evaluation fest, dass 
Antragstellende – offenbar wegen des kur-
zen Zeitraumes zwischen formeller Antrag-
stellung und Anhörung – häufig zu spät 
erreicht und über ihre Rechte informiert 
werden. Die Beratung sollte möglichst vor 
der Anhörung stattfinden. Tatsächlich suchen 
viele Ratsuchende sie jedoch erst nach Erhalt 
des Asylbescheids auf. Hier sehen die 
Autor*innen der Evaluation Verbesserungs-
potenzial und weisen auf die Möglichkeit 
zur Verzahnung mit der BAMF-Auskunft 
hin. Hinzu kommt, dass durch die nicht 
bedarfsdeckende Finanzierung der AVB ein 
Teil der Antragstellenden keinen oder nur 
einen verzögerten Zugang zur AVB hat und 
somit die Anhörungsvorbereitung nicht 
wahrgenommen werden kann („Evaluation 
zur Implementierung der behördenunabhän-
gigen Asylverfahrensberatung“, https://www.
bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/For-
schung/Forschungsberichte/fb54-evaluation-
implementierung-avb.html?nn=282772,  
115 S., Stand: 03/2026).

IV. Unionsrechtliche Vorgaben

Unionsrecht sieht in den Art. 15-19 AsylV-
fVO und Art. 21 AMMVO eine öffentlich-
rechtliche Verpflichtung der Mitgliedstaaten 
auch im behördlichen Asylverfahren vor, 
unentgeltliche Beratung zu leisten, die über 
bloße Bereitstellung rechtlicher Informati-
onen hinausgeht. Die Überschriften von 
Abschnitt III sowie Art 15 AsylVfVO unter-
scheiden nicht zwischen Rechtsauskunft 
und -beratung. Rechtsberatung umfasst aber 
mehr Elemente als bloße Auskunftserteilung 
(„aus dem Gesetz vorlesen“), nämlich ein 
Recht auf Anleitung und Erläuterungen 
sowie Unterstützung bei Rechtsfragen im 
Zusammenhang mit Einreichung eines Asyl-
antrags, Zulässigkeit und weiteren Verfah-
rensfragen. Diese Elemente sind deswegen 
während des Verwaltungsverfahrens von der 
Antragstellung bis zur Entscheidung zu 
gewährleisten.
Art. 16 AsylVfVO führt den Begriff „legal 
counselling“ neu als Anspruch für Asylbe-
werber in das EU-Recht ein, allerdings ohne 
Definition oder verbindliche Erläuterung 
konstitutiver Elemente. Eindeutig ist nur, 
dass „legal counselling“ über bloße Bereit-
stellung von Informationen hinaus gehen 
soll. Während der ursprüngliche Vorschlag 
der EU-Kommission kostenlose Rechtsbe-
ratung und Vertretung im Verwaltungsver-
fahren vorsah, schlug der Rat nur ein Recht 
auf kostenlose Information während des 
Verwaltungsverfahrens vor. Diese Einschrän-
kung wurde vom EP nicht akzeptiert.  
Der endgültige Text benennt deswegen Infor-
mationsrechte, die ausdrücklich in 
Art. 8  AsylVfVO garantiert werden. Rechts-
beratung wird insoweit als Prozess verstan-
den, bei dem eine rechtskundige Person über 

Rechte, Pflichten und Handlungsoptionen 
berät. Sie konzentriert sich auf Strategie, 
Risikoanalyse und außergerichtliche Tätig-
keit (Art. 8 Abs. 2 Ziff. d AsylVfVO – Recht 
auf unentgeltliche Rechtsauskunft für die Ein-
reichung des individuellen Antrags und auf 
Rechtsberatung und -vertretung in allen Pha-
sen des Verfahrens nach Abschnitt III 
AsylVfVO und gem. der Art. 15-19 AsylVfVO).
Verfahren sollen im Interesse von Antrag-
stellenden und Mitgliedstaaten fair, effizient 
und zuverlässig (= inhaltlich richtig) durch-
geführt werden (vgl. Erwägungsgründe 16 
AsylVfVO, 39 AMMVO). Unionsrechtlich 
besteht aber weder ein subjektiv-öffentlich- 
rechtlicher Anspruch Schutzsuchender noch 
von Trägerorganisationen auf eine bestimmte 
Art (Gruppen- oder Einzelberatung) oder 
einen bestimmten Akteur (z. B. NGOs).

V. Ausgestaltung der behördlichen 
Rechtsauskunft

Um Neutralität und Vertraulichkeit in die 
Rechtsauskunft sicherzustellen, greift das 
BAMF nun auf Organisationsstrukturen 
zurück, die schon im Rahmen des § 12a 
AsylG a. F. von 2018-2023 etabliert waren. 
Zur Vermeidung von Interessenskonflikten 
soll Auskunft ausschließlich von BAMF-
Mitarbeitenden erteilt werden, „die im Übri-
gen nicht in das Asylverfahren der zu beaus-
kunftenden Person (insb. Anhörung sowie 
Entscheidung über den Asylantrag) invol-
viert sind.“
Beratung gem. § 12a AsylG a. F. galt als 
nicht ausreichend, um die für eine unabhän-
gige Asylverfahrensberatung erforderliche 
tatsächliche strukturelle und personelle Tren-
nung zu gewährleisten. Wie gering Akzep-
tanz und Vertrauen Schutzsuchender war, 
zeigte sich an deren geringer Nutzung: Trotz 
fast 220.000 Asylerstanträgen 2022 beriet 
das BAMF bis zum 09.12.2022 individuell 
nur 2.915 Schutzsuchende, d. h. weniger als 
300 Beratungen pro Monat (Quote ca. 1,5%). 
Demgegenüber erreichte 2025 die behörde-
nunabhängige AVB 63.831 Personen in Ein-
zelfallberatung, ca. ein Drittel aller Schutz-
suchenden.
Beschäftigte des BAMF konnten wegen der 
auch weiterhin geltenden Rechtslage wesent-
liche Aufgaben umfassender Beratung nicht 
übernehmen. So blieben z. B. nicht nur 
Rechtsdienstleistungen i. S. d. RDG ausge-
schlossen, sondern auch Inhalte, die Sach-
verhaltsermittlung, Glaubhaftigkeitsprüfung 
oder Einzelfallprüfung berührten. Wirksame 
Anhörungsvorbereitung war so nicht mög-
lich. Inhaltlich blieb Beratung abstrakte 
Informationsvermittlung.
Die Bundesregierung betont noch die Wahl-
freiheit zwischen AVB und Rechtsauskunft 
des BAMF. Nur: Sollten die Mittel des Bun-
deshaushaltes für die AVB tatsächlich 
zunächst ab 2027 auf fünf Mio € gekürzt 
und nach 2027 ganz eingestellt werden, wird 
kein Beratungsangebot durch freie Träger 

bleiben, da diese über keine Finanzierung 
dafür mehr verfügen werden. Vor 2023 beste-
hende Landesprogramme zur Finanzierung 
wurden im Zuge der Neufassung des § 12a 
AsylG und der damit einhergehenden Bun-
desförderung eingestellt.
Wird – wie erneut vorgesehen – Rechtsaus-
kunft von BAMF-Entscheider*innen erteilt, 
die nur zeitweise zur Beratungstätigkeit 
abgeordnet sind, nach der Abordnung jedoch 
wieder in ihre „eigentliche“ Aufgabe zurück-
kehren und so zugleich an restriktiverer 
Anerkennungspraxis beteiligt sind, erhalten 
Schutzsuchende keine Beratung, die geeig-
net wäre, ihre Rechte und ihre Verfahrens-
position gegenüber einer solchen Entschei-
dungspraxis zu stärken. Vielmehr besteht 
die Gefahr, dass diese Art von Rechtsaus-
kunft korrigierende und unterstützende Wir-
kung gegenüber behördlichen Entscheidun-
gen und Verfahren nicht entfalten können, 
sondern der Fokus auf beschleunigter Ver-
fahrenserledigung, statt auf optimaler Ver-
tretung der Interessen Schutzsuchender lie-
gen wird. Eine denkbare Verbesserung der 
Qualität behördlicher Entscheidungen bliebe 
so deutlich hinter den Potentialen der AVB 
und den Vorgaben von AsylVfVO und 
AMMVO zurück.

VI. Europäische Rechtsprechung

Weder EGMR noch EuGH haben sich bisher 
mit der deutschen AVB befasst. In Entschei-
dungen zu Art. 3 und 13 EMRK unterstreicht 
insbesondere der EGMR aber die Bedeutung 
angemessener Informationsbereitstellung 
und Beratung in Asylverfahren vor der Anhö-
rung. Er legt Art. 13 i. V. m. Art. 3 EMRK 
so aus, dass Asylsuchende Zugang zu recht-
licher Beratung haben, über ihre Rechte 
informiert werden und ausreichend Zeit zur 
Vorbereitung von Rechtsmitteln haben müs-
sen. Der EuGH versteht das Recht auf Bera-
tung als Voraussetzung für den Zugang zum 
Asylverfahren. Sie soll deswegen so früh 
wie möglich einsetzen, ggf. vor Einreichung 
des Antrags. Fehlen von Rechtsberatung 
kann ein Verstoß gegen Art. 4 und 18 EU-
GRCh sein. Sie sei ein wesentliches Element, 
welches das Asylverfahren beeinflussen 
kann, unabhängig davon, ob andere Garan-
tien (z. B. persönliche Anhörung, Rechts-
beistand im Rechtsbehelfsverfahren) vor-
handen sind. Für Schutzsuchende muss sie 
während des gesamten Verwaltungsverfah-
rens verfügbar sein.

VII. Fazit

1. Art.  15-19 AsylVfVO und Art.  21 
AMMVO legen zumindest nahe, einzelfall-
bezogene, unabhängige AVB gem. § 12a 
AsylG, insbesondere zur Identifizierung 
besonderer Bedürfnisse Schutzsuchender, 
vorzuhalten.
2. Unionsrecht schließt Behörden zwar nicht 
davon aus, Rechtsauskunft zu erteilen. In 
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sich folglich nicht, wenn er in einem offenen 
Kirchenasyl seinen Aufenthaltsort der 
zuständigen Behörde von Beginn an mitteilt 
(vgl. nur OVG Bremen, B. v. 18.09.2019, 1 
LA 125/19; OVG NRW, B. v. 29.08.2019, 11 
A 2874/19.A; VGH BW, U. v. 29.07.2019, A 
4 S 749/19; NdsOVG, B. v. 25.07.2019, 10 
LA 155/19, BayVGH, B. v. 16.05.2018, 20 
ZB 18.50011, OVG SH, B. v. 23.03.2018, 1 
LA 7/18, jeweils m. w. N.). 

Ebenso „entzieht“ der Betroffene sich nicht, 
wenn er im Sinne des neu eingeführten wei-
teren Regelbeispiels gem. Art. 2 Abs. 17 lit. 
c AMMVO zwar einer Meldeauflage nicht 
nachkommt, im Übrigen aber zu erkennen 
gibt, wo er sich aufhält und insofern den 
behördlichen Zugriff nicht durch eigenes 
Handeln unmöglich macht. Denn – um mit 
dem VG Düsseldorf zu sprechen – „auch in 
diesem Fall scheitert die Überstellung des 
Antragstellers letztlich allein daran, dass 
die zuständige Behörde ihre rechtlichen 
Möglichkeiten nicht ausschöpft und insbe-
sondere von der Anwendung unmittelbaren 
Zwangs in kirchlichen Räumen absieht“. 
Dagegen stellt die Nichtbefolgung einer Auf-
forderung zur Selbstgestellung kein Flüch-
tigsein dar (BVerwG, U. v. 17.08.2021, 1 C 
55.20).

Überdies „entzieht“ sich derjenige Betrof-
fene nicht, der über die Folgen seines Han-
delns nicht in schriftlicher Form und in einer 
Sprache belehrt wurde, die er versteht oder 
von der vernünftigerweise angenommen wer-
den darf, dass er sie versteht (Art. 19 Abs. 1 
i. V. m. Abs. 2 lit. n u. Art. 20 Abs. 1 AMMVO). 
Auch die ordnungsgemäße Belehrung unter-
liegt der vollständigen gerichtlichen Über-
prüfung (EuGH, a. a. O., Rn. 64). Darüber 
hinaus ist fraglich, ob das BAMF die Ver-
längerungsvorschrift des Art. 46 Abs. 1 
UAbs. 2 AMMVO mit ihrer Dreijahresfrist 
auf Fälle anwenden darf, in denen der Asyl-
antrag vor dem 12.06.2026 registriert wurde. 
Im vorliegenden Fall kam es darauf aus Sicht 
des entscheidenden Gerichts nicht an. Wie 
aber z. B. das VG Hamburg entschieden hat 
(U. v. 10.07.2026, 9 A 351/26), darf die Über-
gangsvorschrift des Art. 84 Abs. 2 AMMVO 
nicht zu eng ausgelegt werden. „Kriterien 
der Dublin III-Verordnung“, die auf Altfälle 
weiterhin anzuwenden sind, sind demnach 
nicht allein der Katalog der Zuständigkeits-
kriterien, sondern alle Bestimmungen der 
alten Verordnung, die Auswirkungen auf die 
Zuständigkeit haben können.	�  (hh)

Dokument:

VG Düsseldorf, B. v. 10.08.2026, 29 L 
2253/26.A (Dokument Nr. 4314)

Einsender: RA Markus Wild, Bochum 

AMMVO-Verfahrensrecht in 
Altfällen anwendbar

Der Asylantrag der Antragstellerin war als 
unzulässig abgelehnt, und es wurde ihre 
Abschiebung nach Polen angeordnet. Ihren 

Deutschland sind die Vorgaben des RDG 
für inhaltlich qualifizierte Beratung zu 
beachten. Es erscheint ausgeschlossen, dass 
das BAMF die Anforderungen an Unabhän-
gigkeit und Fehlen von Interessenkonflikten 
so erfüllen kann, wie in AsylVfVO und 
AMMVO vorgesehen. Rechtsdienstleis-
tungsfreie Auskunft (insbes. in Gruppenge-
sprächen) kann nur allgemein, ohne quali-
fizierte Einschätzung besonderer Umstände 
Schutzsuchender erfolgen. Der Komplexität 
asylrechtlicher (Verfahrens-) Normen kann 
aber so insbesondere für vulnerable Perso-
nen nicht ausreichend Rechnung getragen 
werden.
3. Psychologisch ist kaum vorstellbar, dass 
Schutzsuchende, die mit deutschen recht-
lichen Differenzierungen nicht vertraut 
sind, in der angespannten Situation eines 
Asylverfahrens die vom BAMF durch Auf-
teilung personaler Zuständigkeiten beab-
sichtigte Differenzierung nachvollziehen 
und so Vertrauen in die behördliche Aus-
kunft haben werden. Solchen Anforderun-
gen wird nur AVB als unabhängige Bera-
tung gerecht, gerade für besonders Schutz-
bedürftige. Nur so kann die konforme 
Umsetzung der Anforderungen von AsylV-
fVO und AMMVO (z. B. Art. 21 Abs. 3 
AMMVO) erfolgen.
4. Aus Sicht der Autoren sollte das 2023 
eingeführte System uneingeschränkt beibe-
halten werden. Ein Zusammenwirken von 
BAMF und AVB mit ergänzendem Konzept 
zur Vermeidung von Interessenkonflikten 
ist notwendiger Bestandteil zu jenen Vorga-
ben, die am Unionsrecht orientiert sind. 
Behördenunabhängige AVB sollte daher 
weiter ausreichend durch Bundesförderung 
finanziert und flächendeckend ausgebaut 
werden. Die Mittel zu streichen, widersprä-
che der Sicherung eines rechtsstaatlichen 
Asylverfahrens.

Asylrecht und  
internationaler Schutz

Dublin-Verfahren

VG Düsseldorf: Kirchenasyl auch im 
GEAS kein „Flüchtigsein“

Der Antragsteller befand sich in einem Dub-
lin-Verfahren mit Belgien. Nach Ablehnung 
seines Asylantrags als unzulässig nach alter 
Rechtslage gewährte eine Kirchengemeinde 
ihm Kirchenasyl. Nach Anwendbarkeit des 
GEAS (12.06.2026) wies das BAMF das 
Härtefallersuchen der Kirchengemeinde 
zurück. Die zuständige Ausländerbehörde 
in der Zentralen Unterbringungseinrichtung 
erteilte dem Antragsteller eine Meldeauflage 
zur Vorsprache, der er nicht nachkam. 
Daraufhin ging das BAMF von Flüchtigsein 
aus und verlängerte am 13.07.2026 die Über-

stellungsfrist gem. Art. 46 Abs. 2 AMMVO 
um drei Jahre. 
Den Antrag auf einstweilige Anordnung, 
mit dem der Betroffene nach Ablauf der 
ursprünglichen, sechsmonatigen Überstel-
lungsfrist vorläufigen Abschiebungsschutz 
begehrte, lehnte das VG Düsseldorf zwar 
als unzulässig ab, weil er sich noch nicht 
hinreichend beim BAMF selbst um eine 
Fortsetzung des Asylverfahrens bemüht 
habe. Vorsorglich weist das Gericht aber 
darauf hin, dass die Überstellungsfrist abge-
laufen und die Zuständigkeit für das Asyl-
verfahren auf das BAMF übergegangen sein 
dürfte. Der Antragsteller sei im Zeitpunkt 
der Verlängerungsentscheidung nicht 
flüchtig gewesen. Durch das Kirchenasyl 
sei die zuständige Behörde weder tatsächlich 
noch rechtlich an einer Überstellung gehin-
dert gewesen, weil ihr der Aufenthaltsort 
des Betroffenen bekannt war. Dies dürfte 
auch im Hinblick darauf nicht anders zu 
bewerten sein, dass der Antragsteller der 
Meldeauflage nicht nachkam. Auch in die-
sem Fall scheitere die Überstellung allein 
daran, dass die Behörde ihre rechtlichen 
Möglichkeiten nicht ausschöpft und von der 
Anwendung unmittelbaren Zwangs in kirch-
lichen Räumen absieht.

Anmerkung der Redaktion: Die Frage, ob 
durch die neue Legaldefinition der „Flucht“ 
in Art. 2 Abs. 17 AMMVO, namentlich das 
Regelbeispiel, dass Betroffene eine verlangte 
persönliche Meldung bei der zuständigen 
Behörde unterlassen (Art. 2 Abs. 17 lit. c 
AMMVO), regelmäßig eine Verlängerung 
der Überstellungsfrist um drei Jahre eintritt 
(Art. 46 Abs. 2 UAbs. 1 S. 2 AMMVO), wenn 
Schutzsuchende sich in einem offenen, d. h. 
der Behörde mitgeteilten, Kirchenasyl befin-
den, dieses aber nach Ablehnung einer 
erneuten Überprüfung nicht verlassen und 
auch einer Meldeauflage der Ausländerbe-
hörde nicht nachkommen, wird hier, soweit 
der Redaktion bekannt, erstmals entschie-
den. Zutreffend kommt das VG dabei zum 
Ergebnis, dass ein „Flüchtigsein“ bzw. 
„Untertauchen“ weiterhin nicht vorliegt, 
mithin die Verlängerung der Überstellungs-
frist unter Anwendung der Vorschriften des 
neuen GEAS ebenso ausscheidet, wie dies 
unter der früheren Dublin-III-Verordnung 
vom BVerwG (U. v. 26.01.2021, 1 C 42/20) 
und der breiten Mehrheit der verwaltungs-
gerichtlichen Rechtsprechung entschieden 
worden war.

Denn wie in der früheren Rechtsprechung, 
am Grundsatzurteil des EuGH orientiert, 
herausgearbeitet worden war, ist (und bleibt) 
der Grundtatbestand des „Flüchtigseins“ 
das nunmehr legaldefinierte „Entziehen“. 
Der Betroffene „entzieht“ sich, wenn er seine 
Unterkunft verlässt, ohne die Behörden über 
seinen neuen Aufenthaltsort zu informieren 
(EuGH, U. v. 19.03.2019, Rs. C-163/17, 
Rn. 56 ff, Rn. 70, nunmehr aufgegriffen in 
Art. 2 Abs. 17 lit. b AMMVO), er entzieht 
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scheint zu sein, ob die Feststellung ein VA 
ist. Sie taucht in BAMF-Bescheiden mal im 
Tenor, mal im Text auf. Eine Rolle kann das 
spielen, wenn der Status als Familienange-
höriger streitig ist (Wirksamkeit der Ehe-
schließung?).

Dokument: 

BAMF, Bescheid v. 22.07.2026, 11021296-
423 (Dokument Nr. 4318)

Einsenderin: Pinar Demir, Kölner 
Flüchtlingsrat e.V.

VG Frankfurt: Kein 
Familienaufenthaltstitel im 
asylgerichtlichen Verfahren

Weil für das in der neuen QualifikationsVO 
geregelte materielle Recht keine Übergangs-
regelungen existieren, kann kein Familien-
flüchtlingsschutz gem. § 26 AsylG a.F. seit 
dem 12.06.2026 mehr zuerkannt werden, 
entschied das VG Frankfurt/Main. Stattdessen 
bestehe gem. Art. 23 Abs. 1 QualifikationsVO 
ein Anspruch des Familienmitglieds auf Ertei-
lung eines Aufenthaltstitels. 

Anmerkung des Einsenders: Nach der Rege-
lungslogik muss das BAMF dann zeitgleich 
mit der Ablehnung des Asylantrags die Eigen-
schaft Betroffener als Familienangehörige 
eines Stammberechtigten feststellen (§ 26 
Abs. 2 AsylG n. F.); die Erteilung der Aufent-
haltserlaubnis gemäß § 25 Abs. 2 AufenthG 
durch die ABH setzt eine solche Feststellung 
voraus. Was macht man aber in Altfällen, 
wenn das BAMF noch keine Feststellung 
getroffen hat? Jedenfalls sofern nicht noch 
ein Asylverfahren anhängig ist, müsste statt 
eines Folgeantrags ein Antrag auf Wieder-
aufgreifen des Verfahrens (§ 51 VwVfG) mög-
lich sein, um die Feststellung der Eigenschaft 
als Familienangehöriger zu erhalten. Könnte 
dann auch beantragt werden, eine mit der 
Ablehnung des Asylantrags erlassene Abschie-
bungsandrohung aufzuheben?

Dokument:

VG Frankfurt/Main, U. v. 03.07.2026, 12 K 
4871/25.F.A (Dokument Nr. 4319)

Einsender: HRRF-Newsletter

Materielles Asylrecht

Schutz für politisch aktive Kläger 
aus dem Iran 

Das VG Halle verpflichtet das BAMF, den 
Klägern die Flüchtlingseigenschaft zuzuer-
kennen. Die erkennende Einzelrichterin 
betont, dass sie nicht von einer allgemeinen 
Rückkehrgefährdung iranischer Asylbewer
ber*innen ausgeht und ein niedrigschwelliges 
exilpolitisches Engagement aus ihrer Sicht 
nach wie vor nicht ausreicht, um erhebliche 
Repressionen bei der Rückkehr befürchten zu 
lassen. Für wesentlich hält sie aber, dass der 
Kläger schon vor seiner Einreise durch die 
glaubhafte und in sich konsistente Darlegung 
der Parteimitgliedschaft seines Vaters und 

Verfahren vor dem BAMF

Upps, da war das Gesetz weg...

Das VG Gelsenkirchen ohrfeigt den Gesetz-
geber: Im Rahmen der GEAS-Reform wurde 
§ 71a AsylG (Zweitantragsverfahren) aufge-
hoben; da nach den Übergangsvorschriften 
die GEAS-VOs mit Ausnahme der Status-VO 
nur für Neuanträge gelten, fehlt es plötzlich 
am nationalen Umsetzungsgesetz für die bis-
herige AsylverfahrensRL. 
Was nun? Jetzt gilt mangels nationaler Umset-
zung die Richtlinie unmittelbar. Daraus folgt, 
dass es für Wiederaufnahmegründe nicht auf 
ein Verschulden von Antragstellern für deren 
späte Darlegung ankommt; ein Verschuldens-
element dürfen die Mitgliedsstaaten nach der 
RL einführen. Das hat Deutschland gemacht, 
aber eben das Gesetz aufgehoben. „Hand-
werklich unzulänglich“ nennt das VG das. 
Weil wiederum die in § 38 AsylG n. F. in 
Bezug genommene VO 2024/1348 nicht für 
Altfälle gilt, hätte dem Kläger eine Ausrei-
sefrist von 30 Tagen, nicht von einer Woche 
gesetzt werden müssen. Das VG Köln sieht 
es anders: § 71a a. F. bleibt anwendbar (VG 
Köln, B. v. 20.07.2026, 22 L 1663/26.A).

Anmerkung der Redaktion: Auf 23 Seiten 
liefert das VG ein Lehrbuch des europäischen 
Verfahrensrechts und der Wechselwirkungen 
von nationalem und europäischem Recht. Das 
ist überaus lesenswert. Die Kritik an der 
Arbeit des deutschen Gesetzgebers ist ver-
nichtend. Das Problem: In einem solchen 
Urteil steckt viel Arbeit. Die Schlamperei des 
Gesetzgebers bindet also Kräfte in der Recht-
sprechung. Wie sollen die Gerichte dann von 
durchschnittlich zwei- bis dreijährigen Ver-
fahrensdauern herunterkommen? Die Effek-
tivität des Rechtsschutzes für die KlägerInnen 
leidet darunter ebenso wie umgekehrt das 
Vollzugsinteresse der Behörden. Dem Kläger 
im Ausgangsfall nutzt der Argumentations-
aufwand des Gerichts nur wenig: Bis auf die 
Abschiebungsandrohung verlor er den Pro-
zess. 	�  (ka)

Dokument:

VG Gelsenkirchen, U. v. 17.06.2026, 15a K 
3706/23.A (Dokument Nr. 4317)

BAMF zu Familienasyl in Altfällen

Nach einhelliger Meinung in Literatur und 
Rechtsprechung gilt die StatusVO auch in 
Altfällen. Das führt dazu, dass in Altfällen 
kein Familienasyl nach § 26 AsylG a. F. mehr 
gewährt werden kann. Das BAMF trifft in 
diesen Fällen mit der Ablehnung des Asyl-
antrags eine Feststellung nach Art. 23 Sta-
tusVO (Anspruch auf Aufenthaltserlaubnis 
wegen Internationalen Schutzes zugunsten 
der/des Stammberechtigten) und verzichtet 
auf den Erlass einer Abschiebungsandrohung. 
Das BAMF geht davon aus, dass eine Antrag-
stellung bzgl. Art. 23 StatusVO nicht erfor-
derlich ist und von Amts wegen die Prüfung 
des Familienasyls umgedeutet wird. Unklar 

Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO hatte das 
VG Bremen abgelehnt, danach war die 
Antragstellerin untergetaucht. Die Überstel-
lungsfrist verlängerte sich auf 18 Monate. 
Nach Inkrafttreten der GEAS-Reform und 
noch vor Ablauf der Überstellungsfrist mel-
dete sich die Antragstellerin bei den Behör-
den. Nachdem die 18-Monatsfrist verstrichen 
war, ließ sie einen Antrag nach § 80 Abs. 7 
VwGO stellen. Das BAMF berief sich auf 
die neuerliche dreimonatige Verlängerung 
der Überstellungsfrist nach AMMVO. Das 
VG Bremen lehnt den Antrag ab: Die Dub-
lin III-VO sei nur noch heranzuziehen für 
die Kriterien zur Bestimmung des zustän-
digen Mitgliedsstaats, im Übrigen sei die 
aufgehobene VO nicht mehr von Belang. 
Verfahrensfragen richteten sich auch in Alt-
verfahren bereits nach der AMMVO.
Anmerkung der Redaktion: Die Überschnei-
dung von altem und neuem Recht gehört zu 
den schwierigsten Fragen des GEAS-Rechts; 
dass der deutsche Gesetzgeber bei der Umset-
zung mehrfach geschlampt hat, haben wir 
wiederholt aufgezeigt. Aber auch der euro-
päische Verordnungsgeber lässt es an Rechts-
klarheit vermissen. Die Entscheidung des VG 
Bremen ist im Ausgangspunkt nachvollzieh-
bar. Der Begriff der „Kriterien“ ist in der 
Dublin III-VO definiert, und die Übergangs-
vorschrift in der AMMVO bezieht sich hierauf. 
In sich widersprüchlich erscheint aber, die 
dreimonatige Verlängerung der Überstel-
lungsfrist aus Art. 46 Abs. 2 AMMVO auf die 
18-monatige Frist des Art. 29 Dublin III-VO 
anzuwenden, da die AMMVO bei Untertau-
chen eine Verlängerung auf bis zu drei Jahre 
vorsieht. Dementsprechend müsste Art. 46 
AMMVO auf Altfälle ganz oder gar nicht 
anwendbar sein. � (ka)

Dokument:

VG Bremen, B. v. 27.07.2026, 3 V 2156/26 
(Dokument Nr. 4315)

Einsender: RA*innen Nina Markovic und 
Martin von Borstel, Bremen

AMMVO-Verfahrensrecht in 
Altfällen anwendbar II

Das VG Aachen führt aus, dass in Altfällen 
nur hinsichtlich der Kriterien für die Bestim-
mung des zuständigen Mitgliedsstaats auf 
die aufgehobene Dublin III-VO abzustellen 
ist. Das Verfahrensrecht richte sich auch in 
Altfällen nach der AMMVO. Insoweit gelte 
insbesondere, dass es sich bei der Abschie-
bungsanordnung um eine Überstellungsent-
scheidung handelt; eines anderweitigen 
Grund-VA bedürfe es nicht. Damit ist die 
Abschiebungsanordnung sowohl Überstel-
lungsentscheidung nach Art. 42 AMMVO 
als auch Grundlage der Vollstreckung gemäß 
§ 34a AsylG.

Dokument:

VG Aachen, B. v. 14.07.2026, 4 L 490/26.A 
(Dokument Nr. 4316)

Einsenderin: RAin Birgit Sieger, Düsseldorf
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gleichzeitig auch beliebte Ausgehviertel seien 
und daher offenbar von Gentrifizierung betrof-
fen sind (ein Begriff, den das Gericht 
umschreibt, ohne ihn zu benutzen), durch 
entsprechend hohe Mieten aus, sodass auch 
nicht zu erwarten sei, dass der Kläger sein 
Existenzminimum dort werde sichern können. 

Entgegengesetzt urteilt allerdings die 8. Kam-
mer desselben Gerichts (8 K 2392/23.A). 
Hiergegen ist ein Antrag auf Zulassung der 
Berufung beim OVG NRW (21 A 1604/26.A) 
anhängig. 	�  (ke)

Dokumente:

VG Arnsberg, U. v. 19.08.2026, 9 K 
2549/24.A (Dokument Nr. 4323 a)

Auskunft des AA an das VG Arnsberg vom 
31.07.2026, Geschäftszeichen 508-9-516.80 – 
E1591 TUR (Dokument Nr. 4323b)

Einsenderin: RAin Julia Schulze, Buxloh

Vorlage an BVerwG zu Georgien

Das VG Osnabrück hat Zweifel an der Ein-
stufung Georgiens als sicherer Herkunftsstaat 
und legt die Sache dem BVerwG vor. Zwar 
hält das VG die Klage materiell nach vorläu-
figer Prüfung für unbegründet, das Einreise-
verbot nach § 11 Abs. 7 AufenthG beruht 
aber auf der qualifizierten Ablehnung, sodass 
die Einstufung Georgiens als sicherer Her-
kunftsstaat auf dieser Ebene entscheidungs-
erheblich ist. Das VG geht davon aus, dass 
Georgien schon nicht landesweit verfolgungs-
frei ist. Außerdem könne die Zugehörigkeit 
zu einer sozialen Gruppe wie LGBTQ zu 
Verfolgung führen, auch wenn nach Einschät-
zung des Gerichts keine Gruppenverfolgung 
besteht.

Dokument: 

VG Osnabrück, B. v. 15.07.2026, 7 A 172/26 
(Dokument Nr. 4324)

VG Magdeburg: 
Abschiebungsverbot für Familie aus 
dem Jemen

Geklagt hatte eine Familie mit zwei Klein-
kindern. Nach ausführlicher Erörterung der 
humanitären Lage im Jemen – hohe Armuts-
rate, Nahrungs- und Trinkwassermangel, 
Zusammenbruch des Gesundheitssystems – 
gelangt das VG Magdeburg zur Annahme 
eines Abschiebungsverbots gem. § 60 Abs. 5 
AufenthG. Es sei nicht zu erwarten, dass es 
dem Familienvater als Alleinverdiener gelin-
gen werde, kindgerechte Unterkunft und aus-
reichende Lebensmittelversorgung für die 
Familie zu sichern. Um zu ohnehin selbst von 
Armut betroffenen Verwandten zu gelangen, 
hätte die Familie zudem von Aden durch 
Huthi-Gebiet reisen müssen.

Dokument:

VG Magdeburg, U. v. 08.07.2026, 4 A 1/25 
MD (Dokument Nr. 4325)

Einsender: RA Dr. Christoph Kunz, Dessau-
Roßlau

VG Köln: Kein Schutz vor familiärer 
Gewalt in Syrien

Gruppenverfolgung von Frauen in Syrien sei 
nicht generell anzunehmen, entschied das VG 
Köln. Es geht aber davon aus, dass einer Frau, 
die sich mit dem Grundwert der Gleichheit 
von Frauen und Männern identifiziert und 
deshalb konkret einer Zwangsverheiratung 
und drastischen Gewaltmaßnahmen durch 
ihre Familienangehörigen ausgesetzt wäre, 
die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen sei. 
In Syrien fehle es an staatlichem und inter-
nem Schutz. Das Urteil referiert aktuelle 
Erkenntnisquellen zur Situation von Frauen 
in Syrien, die ein eher düsteres Bild zeichnen.

Anmerkung des Einsenders: Weitergehend 
das österreichische BVwG im ausführlich 
begründeten Erkenntnis vom 22.09.2025 (Az. 
W299 2298318-1), in dem eine Gruppenver-
folgung von Frauen in Syrien bejaht wurde.

Dokumente:

VG Köln, U. v. 11.06.2026, 3 K 4975/24.A 
(Dokument Nr. 4322 a)

Österreichisches BVwG, U.v. 22.09.2025, W 
299-2298318-1 (Dokument Nr. 4322 b)

Einsender: HRRF-Newsletter

Flüchtlingseigenschaft für schwulen 
Mann aus der Türkei

Das VG Arnsberg verpflichtet den Bund, 
einem schwulen Mann aus der Türkei die 
Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen. Zwar 
sei es in den Großstädten Istanbul, Izmir und 
Ankara sowie an der Südküste in bestimmten 
Bereichen möglich, Homosexualität zu zei-
gen. Darüber hinaus sei diese gesellschaftlich 
nicht akzeptiert. Die rechtliche und gesell-
schaftliche Situation von LGBTIQ-Personen 
verschlechtere sich zusehends. Betroffene 
würden ausgegrenzt und belästigt und teil-
weise Opfer von Gewalt und Diskriminierung. 
Beschwerden oder Klagen würden aufgrund 
des repressiven Klimas selten eingereicht. 
LGBTIQ-Aktivist*innen sehen sich verstärkt 
mit Anklagen und Gerichtsprozessen kon-
frontiert. 

Anmerkung der Redaktion: Geradezu wohl-
tuend ist es, zu sehen, welche Mühe sich das 
Gericht mit der Frage der inländischen 
Fluchtalternative macht. Dies zum einen des-
wegen, weil das Gericht eine Auskunft des 
AA einholt, statt, wie sonst leider häufig 
üblich, schlicht zu behaupten, dass es in den 
Großstädten schon irgendwie möglich sein 
wird, als queere Person zu leben. Zum ande-
ren aber auch deswegen, weil das Gericht 
dann auf der Grundlage dieser Auskunft aus-
führlich und überzeugend darlegt, warum 
einzelne Stadtviertel gerade keine inländische 
Fluchtalternative sein können. Denn der Klä-
ger könne nicht darauf verwiesen werden, 
sein ganzes Leben, von der Wohnung über 
die Arbeitsstelle bis hin zum Sozialleben, auf 
einen Stadtteil zu begrenzen. Zum anderen 
zeichnen sich gerade jene Stadtviertel, die 

seiner dem iranischen Regime bekannten Ver-
bindung zu einem weiteren Mitglied der KDP-
Iran nach außen in Erscheinung getreten, sowie 
nachweislich seit Jahren Sympathisant der 
KDP-Iran und inzwischen deren Mitglied ist. 
Von der Gefahr einer Reflexverfolgung seiner 
Ehefrau geht die Richterin ohne Weiteres aus.

Dokument:

VG Halle, U. v. 27.04.2026, 3 A 350/25 HAL 
(Dokument Nr. 4320)

Einsender: RA Dr. Christoph Kunz, Dessau-
Roßlau

Abschiebungsverbot für Albanien 
im Folgeverfahren

Die Klägerin und ihre 7- und 9-jährigen Töch-
ter begehrten im Rahmen eines Folgeverfah-
rens Schutz in Bezug auf Albanien. Das 
BAMF lehnte die Durchführung eines wei-
teren Asylverfahrens für die Klägerinnen und 
den Antrag auf Abänderung des Ausgangs-
bescheides bezüglich der Feststellung zu § 60 
Abs. 5 und 7 AufenthG ab.
Das VG Freiburg stellt fest, dass zwar die 
Voraussetzungen für die Durchführung eines 
weiteren Asylverfahrens nicht vorlägen, so 
dass ein Wiederaufgreifen des unanfechtbar 
abgeschlossenen ersten Asylverfahrens nicht 
in Betracht komme. Die Klägerinnen hätten 
aber gem. § 51 Abs. 5 VwVfG i. V. m. §§ 48, 
49 VwVfG einen Anspruch auf ermessens-
fehlerfreie Entscheidung über die Abänderung 
der Ziff. 4 des Ausgangsbescheides. Danach 
hat die Behörde nach pflichtgemäßem Ermes-
sen zu entscheiden, ob die bestandskräftige 
frühere Entscheidung zurückgenommen oder 
widerrufen wird. Dieses Ermessen könne sich 
insbesondere dann zu einer Pflicht zu einer 
erneuten Sachprüfung verdichten, wenn die 
Aufrechterhaltung der bestandskräftigen Ent-
scheidung schlechthin unerträglich wäre 
(vgl. Wittmann, in: BeckOK Migrations- und 
Integrationsrecht, 25. Edition Stand 01.03.2026 
§ 31 Rn. 64 f. m. w. N.). Das könne u. a. der 
Fall sein, wenn der Ausländer anderenfalls 
einer erheblichen Gefahr für Leib oder Leben 
ausgesetzt wäre (vgl. für § 53 Abs. 6 AuslG: 
BVerwG, Urteil vom 07.09.1999 – 1 C 6.99 
– juris Rn. 17; Urteil vom 21.03.2000 – 9 C 
41.99 – juris Rn. 10; entsprechend Diesterhöft, 
in: HTK-AuslR / § 71 AsylG / Abschiebungs-
verbote, Stand: 16.01.2023, Rn. 24). 
Mit Blick auf die der Klägerin zu 1. nach 
ihren Angaben fehlende familiäre Unterstüt-
zung und das Alter der Töchter sei unter 
Berücksichtigung ihrer zu erwartenden sozi-
alen Stigmatisierung als alleinerziehende 
Mutter mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit 
zu befürchten, dass es ihr nicht möglich sein 
werde, ihre elementaren Bedürfnisse sowie 
die ihrer Kinder zu befriedigen.

Dokument:

VG Freiburg, U. v. 08.06.2026, A 2 K 2053/24 
(Dokument Nr. 4321)

Einsender: RA Stephen Helmes, Waldshut-
Tieningen
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mungen verstoßen habe, wenn durch das 
nachträgliche Entstehen der verfassungsrecht-
lich geschützten Lebensgemeinschaft eine 
neue Situation eingetreten sei.

Anmerkung des Einsenders: In dem Verfah-
ren hatte es das OVG Berlin-Brandenburg 
abgelehnt, die aufschiebende Wirkung einer 
Klage der betroffenen Familienmitglieder 
gegen die Ablehnung ihrer Anträge auf Ertei-
lung von Aufenthaltstiteln anzuordnen. Der 
Verfassungsgerichtshof sah die Schutzwir-
kungen der Verfassung von Berlin nicht aus-
reichend berücksichtigt, etwa weil das OVG 
nicht begründet habe, warum die Verweisung 
auf die Nachholung des Visumverfahrens eine 
lediglich vorübergehende und keine dauer-
hafte Trennung der Familie zur Folge hätte, 
dass ein Visum erteilt würde und dass es dabei 
zu keinen Verzögerungen kommen würde.

Dokument:

Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin, B. 
v. 07.07.2026, 103/25 (Dokument Nr. 4329)

Einsender: HRRF-Newsletter

BVerfG: Pauschale Abkehr 
von Afghanistan-Aufnahmen 
verfassungswidrig

Die Beschwerdeführenden (Bf.), eine Mut-
ter mit zwei minderjährigen Söhnen, lebten 
in Afghanistan in Frauenhäusern. Gegen-
wärtig halten sie sich in Pakistan auf. Dort 
werden sie im Auftrag der Bundesregierung 
von der GIZ unterstützt. Im September 2021 
erklärte das BMI gegenüber dem Auswär-
tigen Amt, die Bf. im Rahmen der Men-
schenrechtsliste nach § 22 Satz 2 AufenthG 
in Deutschland aufzunehmen. Über diese 
Liste sollten u. a. Personen die Möglichkeit 
einer Aufnahme in Deutschland erhalten, 
die sich durch ihr gesellschaftliches Enga-
gement exponiert und dabei z. B. für deut-
sche Belange eingesetzt hatten und durch 
die Machtübernahme der Taliban aufgrund 
dieser Tätigkeit unmittelbar gefährdet waren. 
Die Bf. wurden über die Aufnahmeerklärung 
informiert. Sie standen im Kontakt zum Aus-
wärtigen Amt sowie zur GIZ. Sie reisten 
nach Islamabad (Pakistan) aus, wo sie bei 
der deutschen Botschaft die Erteilung von 
Visa beantragten. 
Das BMI erklärte im Dezember 2025 Auf-
nahmeerklärungen aus dem Überbrückungs-
programm und der Menschenrechtsliste, die 
rund 640 Personen betrafen, gegenüber dem 
Auswärtigen Amt für „ungültig und erlo-
schen“. Die Visaanträge der Bf. wurden unter 
Hinweis auf diese Erklärung des BMI abge-
lehnt. Die Voraussetzung für die Erteilung 
des Visums auf Grundlage von § 22 Satz 2 
AufenthG sei weggefallen. Das OVG Berlin-
Brandenburg bestätigte diese Sicht.
Dazu das BVerfG: Das VG und OVG haben 
die Reichweite des aus Art. 3 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Art. 20 Abs. 3 GG folgenden 
allgemeinen rechtsstaatlichen Willkürver-
bots verkannt. Auch wenn Regierung und 

besonderer Vulnerabilität. Dennoch lassen 
sich die Ausführungen des VG Halle in den 
Entscheidungsgründen nach hiesiger Auffas-
sung auf die Situation von in Bulgarien inter-
national schutzberechtigten Familien mit 
(mehreren) Kleinkindern durchaus übertragen. 

Dokument:

VG Halle, U v. 23.04.2026, 4 A 325/25 HAL 
(Dokument Nr. 4327)

Einsender: RA Dr. Christoph Kunz (Dessau-
Roßlau)

Prozessrecht

VG Minden: Rechtsschutz auch in 
Altfällen nach AMMVO

Das BAMF hatte den Asylantrag des Antrag-
stellers als unzulässig nach der Dublin III-VO 
abgelehnt und die Abschiebung nach Frank-
reich angeordnet. Während des weiteren Ver-
fahrens trat die AMMVO in Kraft, die Dub-
lin III-VO wurde aufgehoben. Das VG Min-
den legt dar, dass in laufenden Verfahren nur 
die Kriterien zur Bestimmung des zuständi-
gen Mitgliedsstaats aus der Dublin III-VO 
zu entnehmen seien, der Rechtsschutz gegen 
BAMF-Entscheidungen sich aber schon nach 
der AMMVO richte. Das hat gravierende 
Folgen in Hinblick auf das stark einge-
schränkte Prüfprogramm der Verwaltungs-
gerichte, vgl. Art. 43 AMMVO. In der Sache 
verneint das VG systemische Mängel des 
Asylverfahrens in Frankreich.

Dokument:

VG Minden, B. v. 23.06.2026, 12 L 674/26.A 
(Dokument Nr. 4328)

Einsender: RA Johannes Palm, Dortmund

Aufenthaltsrecht

Einreise und Visumverfahren

Verfassungswidrige Verpflichtung 
zur Nachholung des 
Visumverfahrens

Der Verfassungsgerichtshof des Landes Ber-
lin entschied, eine Verpflichtung zur Nach-
holung des Visumverfahrens könne gegen 
Art. 12 Abs. 1 i. V. m. Art. 12 Abs. 3 Verfas-
sung von Berlin (VvB) verstoßen. Der 
Beschluss des OVG Berlin-Brandenburg vom 
08.10.2025 (OVG 12 S 29/25) wurde aufge-
hoben. Die Belange der Bundesrepublik 
Deutschland überwögen das durch Art. 12 
Abs. 1 i. V. m. Art. 12 Abs. 3 VvB geschützte 
private Interesse eines Ausländers und seines 
Kindes an der Aufrechterhaltung der zwischen 
ihnen bestehenden Lebensgemeinschaft nicht 
schon deshalb, weil der Ausländer vor Ent-
stehung der zu schützenden Lebensgemein-
schaft gegen aufenthaltsrechtliche Bestim-

VG Hamburg: Abschiebungsverbot 
für Algerier mit PTBS

Der algerische Antragsteller hatte Nachweise 
für eine längere Behandlung wegen Depres-
sionen und posttraumatischer Belastungsstö-
rung (PTBS) vorgelegt. Eine persönliche 
Anhörung durch das BAMF war wegen 
gesundheitlicher Beschwerden abgebrochen 
worden, der weitere Vortrag konnte nur schrift-
lich unter Zuziehung psychotherapeutischer 
Hilfe erfolgen. Die Annahme des BAMF, der 
Antragsteller könne bei Rückkehr Zugang zur 
erforderlichen Behandlung finden, bezweifelte 
das VG Hamburg: Weder sei er dort nach 
mehrjähriger Abwesenheit noch krankenver-
sichert, noch könne davon ausgegangen wer-
den, dass er einer Arbeit nachgehen und so 
die Behandlungskosten tragen könne.

Dokument:

VG Hamburg, B. v. 23.06.2026, 15 AE 
3856/26 (Dokument Nr. 4326)

Einsenderin: RAin Lea Michalke, Hamburg

Drittstaatenfälle

VG Halle: Familie mit drei 
Kleinkindern droht in Bulgarien 
unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung

Im Falle einer fünfköpfigen syrischen Familie 
mit Kindern im Alter von drei bis sechs Jah-
ren entschied das VG Halle mit Urteil vom 
23.04.2026, dass im Falle einer Abschiebung 
nach Bulgarien dort eine unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung im Sinne des Art. 4 
GRC drohe. Der international schutzberech-
tigten Familie werde es nicht gelingen, ihren 
Lebensunterhalt durch eigene Erwerbstätigkeit 
zu sichern. Es drohe eine längerfristige 
Obdachlosigkeit. Dies stelle insbesondere in 
Bezug auf die Kinder eine Verletzung des 
Art. 4 GRCh dar, denn diese wären einer Situ-
ation von Angst und Anspannung mit trauma-
tisierender Wirkung ausgesetzt. „Was für einen 
Erwachsenen unbequem ist, kann für ein Kind 
eine ungebührende Härte darstellen.“

Anmerkung der Redaktion: Der zugrunde-
liegende Fall weist eine Reihe von Besonder-
heiten auf. Das Urteil erging nur im Hinblick 
auf den Vater, der bisher als einziger in Bul-
garien eine Flüchtlingsanerkennung erhalten 
hatte. Mutter und Kinder waren über Grie-
chenland direkt nach Deutschland eingereist 
und befanden sich offenbar noch im Dublin-
Verfahren. Das VG stellt dazu fest, dass im 
Hinblick auf die erforderliche Prognose von 
einer „Rückkehr“ der gesamten Familie nach 
Bulgarien ausgegangen werden müsse. Außer-
dem sei auch für die Restfamilie davon aus-
zugehen, dass sie in Bulgarien internationa-
len Schutz erhalten werde. Ebenfalls atypisch 
ist, dass eines der Kinder eine schwere Behin-
derung aufweist und das Gericht deshalb 
davon ausgeht, dass nur ein Elternteil in Bul-
garien einer Erwerbstätigkeit nachgehen 
kann. Es handelte sich insofern um einen Fall 
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OVG Schleswig: Keine 
volle Bindung von ABH an 
Asylentscheidungen

Es sei zulässig, dass ABHen eine gem. Art. 3 
EMRK bzw. Art. 4, 19 Abs. 2 GRCh beste-
hende rechtliche Unmöglichkeit der Abschie-
bung i. S. d. § 60a Abs. 2 und § 25 Abs. 5 
Satz 1 AufenthG auch dann feststellen, wenn 
das BAMF zuvor bestandskräftig festgestellt 
hatte, dass kein Abschiebungsverbot nach 
§ 60 Abs. 5 AufenthG i. V. m. Art. 3 EMRK 
vorliege, entschied das OVG Schleswig. 
Art. 5 RückführungsRL verpflichte die ABH 
nach der Rechtsprechung des EuGH (U. v. 
17.10.2024, Rs. C-156/23, Ararat) u. a. dazu, 
vor Durchführung einer Abschiebung sicher-
zustellen, dass der in Art. 3 EMRK veran-
kerte Grundsatz der Nichtzurückweisung 
durch die Abschiebung nicht verletzt werde. 
Eine gemäß § 42 S. 1 AsylG an sich unein-
geschränkte Bindung der ABH an eine nega-
tive Feststellung des BAMF zu § 60 Abs. 5 
AufenthG i. V. m. Art. 3 EMRK dürfte – so 
das OVG – mit der Verpflichtung der ABH, 
die sich aus Art. 5 der RückführungsRL 
ergibt, darum nicht vereinbar sein.

Anmerkung des Einsenders: Im konkreten 
Eilverfahren ging es um eine in der Türkei 
voraussichtlich nicht behandelbare Krank-
heit, die im Asylverfahren – und damit im 
Bescheid des BAMF – nicht thematisiert wor-
den war. Die ABH verwies auf § 42 S. 1 
AsylG, wonach sie solche zielstaatsbezogene 
Gefahren nicht prüfen dürfe. Das OVG 
bezweifelte das: Aufgrund des Anwendungs-
vorrangs des Unionsrechts müsse § 42 S. 1 
AsylG unangewendet bleiben, soweit er mit 
Unionsrecht kollidiere und verhindere, dass 
der Grundsatz der Nichtzurückweisung durch 
die ABH bei Vollstreckung der Rückkehrent-
scheidung geprüft werde. Der Beschluss ver-
weist auf die sehr uneinheitliche Rechtspre-
chung deutscher Gerichte zu den konkreten 
Folgen des EuGH-Urteils (Rn. 49) und 
erwähnt das dazu im Mai 2026 vom OVG 
Bremen beim EuGH anhängig gemachte 
Vorabentscheidungsverfahren (Rn. 50).

Dokument:

OVG Schleswig, B. v. 02.07.2026, 6 MB 
26/26 (Dokument Nr. 4332)

Einsender: HRRF-Newsletter

BVerwG: Kein Anspruch 
auf Aufenthaltstitel nach 
Verantwortungsübergang

Das BVerwG hat die Volltexte seiner drei 
Urteile veröffentlicht, in denen es jeweils 
entschieden hat, ein Verantwortungsüber-
gang nach dem Europäischen Übereinkom-
men vom 16.10.1980 über den Übergang 
der Verantwortung für Flüchtlinge (EÜÜVF) 
führe nicht zu einem Anspruch auf Erteilung 
einer AE gem. § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 
AufenthG. Auch aus Art. 24 Abs. 1 Satz 1 
QualifikationsRL (RL 2011/95/EU) sei kein 
subjektives Recht eines in einem Mitglied-

spielraum der Exekutive und fehlende sub-
jektive Rechte der Betroffenen. Da nimmt 
man die Ohrfeige mit dem Willkürverbot doch 
gerne in Kauf, von wegen Rücktritt! � (ka)

Dokument:

BVerfG, B. v. 22.07.2026, 2 BvR 319/26 
(Dokument Nr. 4330)

Aufenthaltstitel

Generalprävention kann NE 
entgegenstehen

Der Ast. hatte im Verfahren auf Erteilung 
einer Niederlassungserlaubnis ein gefälsch-
tes B1-Zertifikat vorgelegt. Das AG verur-
teilte ihn deswegen zu einer Geldstrafe von 
60 Tagessätzen. Die ABH lehnte die Ertei-
lung der NE und die Verlängerung der AE 
ab. Der Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 
bleibt erfolglos: Im Rahmen der Auslegung 
des § 9 Abs. 2 Nr. 4 AufenthG sind jeden-
falls die Maßstäbe der §§ 53 ff. AufenthG 
heranzuziehen. Generalpräventive Erwä-
gungen können die Ablehnung der NE selb-
ständig tragen, da und soweit Erkenntnisse 
vorliegen über eine hohe Verbreitung 
gefälschter Sprachnachweise in ausländer-
rechtlichen Verfahren.

Anmerkung der Redaktion: § 9 Abs. 2 Nr. 4 
AufenthG enthält einen strengeren Maßstab 
für eine Versagung des AT als § 5 Abs. 1 
Nr. 2 AufenthG. Im Rahmen des Auswei-
sungsrechts hatte das BVerwG generalprä-
ventive Erwägungen für zulässig erachtet, 
weil § 53 von einer vom Aufenthalt des Aus-
länders, nicht von der Person des Ausländers 
ausgehenden Gefahr spricht. In § 9 Abs. 2 
Nr. 4 ist von einer vom Ausländer ausgehen-
den Gefahr die Rede. Aber: Die Formulie-
rung steht alternativ zu anderen Elementen, 
die eine Gefahr begründen können. Die Her-
anziehung generalpräventiver Gründe dürfte 
daher zulässig sein. Gleichwohl erfordert 
§ 9 Abs. 2 Nr. 4 eine umfassende Abwägung. 
Insoweit überzeugt das Ergebnis nicht: 60 
Tagessätze sind bei der Einbürgerung 
unschädlich, § 12a StAG. Es müsste schon 
dargelegt werden, warum Aufenthalts- und 
Einbürgerungsrecht unterschiedliche Maß-
stäbe anlegen. Zudem lässt sich § 9 AufenthG 
kaum noch abgrenzen von § 5 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG, zumal der Gesetzgeber in § 72 
Abs. 4 AufenthG Straftaten nach § 95 Auf-
enthG zu Taten mit geringem Verfolgungs-
interesse erklärt. Der Ast. selbst beweist 
eine gewisse Dreistigkeit: Nachdem er wegen 
des gefälschten Zertifikats verurteilt worden 
war, legte er beim VG eine eidesstattliche 
Versicherung vor zu den Umständen der 
Erlangung des Zertifikats, deren Inhalt das 
VG als „Schutzbehauptung“ wertet. � (ka)

Dokument:

VG Karlsruhe, B. v. 14.07.2026, 2 K 
3621/26 (Dokument Nr. 4331)

Verwaltung ein weiter Entscheidungsspiel-
raum eingeräumt sei, so sei die Exekutive 
im Rechtsstaat dennoch niemals „völlig 
frei“, sondern an allgemeine rechtsstaatliche 
Grundsätze wie das Willkürverbot gebunden. 
Knüpfe das Gesetz, wie § 22 S. 2 AufenthG, 
die Erteilung eines Aufenthaltstitels aus-
drücklich an eine (außen-) politische Ent-
scheidung, seien lediglich rechtswidrige oder 
offensichtlich missbräuchliche Zwecke als 
sachwidrig und damit willkürlich anzusehen. 
Den grundsätzlich weiten Entscheidungs-
spielraum verenge die Exekutive jedoch, 
wenn sie ihn in Bezug auf eine konkrete 
Person zu deren Gunsten ausübe und ihr 
dies mitteile. Eine Abkehrerklärung des BMI 
sei zwar auch nach Mitteilung einer Auf-
nahmeerklärung möglich und zulässig. Sie 
müsse aber erkennen lassen, dass im Rahmen 
einer Einzelfallentscheidung die individu-
ellen Belange der Betroffenen zur Kenntnis 
genommen und berücksichtigt wurden. Der 
Rechtsstaat, der die Menschenwürdegaran-
tie und den daraus folgenden Wert- und Ach-
tungsanspruch jedes einzelnen Menschen 
in seinem Zentrum habe, dürfe nicht außer 
Acht lassen, dass ihm diese Person als 
Rechtssubjekt mit individuellen Interessen 
gegenüberstehe. Die Belange der Betroffe-
nen müssten darum bei Ausübung des poli-
tischen Spielraums berücksichtigt werden. 
Es müsse daher zwingend eine Einzelfall-
entscheidung unter Berücksichtigung der 
individuellen Belange der Bf. ergehen.
Im weiteren Verfahren werde das OVG davon 
auszugehen haben, dass Deutschland von 
Verfassungs wegen verpflichtet sei, die tat-
sächliche Unterstützung der Bf. in Pakistan 
bis zur Visaerteilung oder zu einer nach den 
obigen Maßstäben verfassungsgemäßen 
Abkehrerklärung des BMI fortzuführen und 
sich bis dahin weiter gegenüber der pakis-
tanischen Regierung dafür einzusetzen, dass 
sie nicht verhaftet und nicht nach Afghanis-
tan abgeschoben werden. Deutschland sei 
es versagt, die (freiwillige) Unterstützung 
wegen einer objektiv willkürlichen Abkehr-
erklärung – und damit letztlich ebenfalls 
objektiv willkürlich – zu beenden, weil sonst 
der Anspruch der Bf. auf eine willkürfreie 
Entscheidung faktisch leerliefe.

Anmerkung der Redaktion: Ein Verstoß 
gegen das Willkürverbot: Angesichts einer 
solchen Feststellung wäre ein anderer Innen-
minister vielleicht zurückgetreten. Aber Dob-
rindt hat es auch nicht gekratzt, dass gleich 
mehrere Gerichte seine Schengen-Grenz-
kontrollen für europarechtswidrig erklärten. 
So ist das eben: Seinen Posten räumen muss 
man nur, wenn die eigene Glaubwürdigkeit 
wegen Doppelmoral leidet (Spahn), aber 
nicht wegen verfassungs- und europarechts-
widriger Handlungen. Solange das Ergebnis 
stimmt! 

Der Beschluss des BVerfG ist für die Bundes-
regierung im Übrigen so schlecht nicht: Das 
Gericht bestätigt den weiten Beurteilungs-
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Anmerkung der Redaktion: In einer Examens-
klausur dürften Prüflinge die Zulässigkeit des 
Antrags nicht offenlassen. In der Praxis kann 
man das tun, wenn man sich bei der Begrün-
detheit auf der (beschwerde-)sicheren Seite 
wähnt. Dem Beschluss ist anzumerken, dass 
das Gericht nicht darauf verzichten wollte, deut-
liche Worte zu den frauenfeindlichen Straftaten 
und Lebenseinstellungen des Antragstellers und 
zu der aus Sicht des Gerichts erheblichen Wie-
derholungsgefahr los zu werden. Dann darf 
man den Antrag aber nicht schon auf der Zuläs-
sigkeitsebene scheitern lassen. � (ka)

Dokument:

VG Gelsenkirchen, B. v. 17.06.2026, 8 L 
455/26 (Dokument Nr. 4335)

Unionsrecht

EuGH verfeinert seine 
Rechtsprechung zu Art. 20 AEUV

Lebt ein*e Unionsbürger*in im Land seiner 
eigenen Staatsangehörigkeit, ist grundsätzlich 
kein Freizügigkeitsrecht anzuwenden. Aus 
Art. 20 AEUV folgt jedoch, dass der Kern-
bestand der Unionsbürgerrechte gewahrt wer-
den muss. Für einen ausreisepflichtigen dritt-
staatsangehörigen Elternteil eines Unionsbür-
gerkinds besteht daher grundsätzlich ein 
abgeleitetes Aufenthaltsrecht. Der EuGH stellt 
jetzt u. a. klar: 1. Zwar trifft die/den Dritt
staater*in eine Mitwirkungspflicht, aus der 
heraus sie/er gehalten sein kann, die Umstände 
für dieses Recht darzulegen; hat jedoch die 
Behörde im Rahmen der Prüfung einer Rück-
kehrentscheidung Anhaltspunkte für ein Recht 
aus Art. 20 AEUV, muss sie von Amts wegen 
den Sachverhalt aufklären. 2. Maßgeblicher 
Zeitpunkt für die Beurteilung der Sach- und 
Rechtslage ist derjenige der mündlichen Ver-
handlung bzw. der gerichtlichen Entscheidung. 
3. Beruft sich die Behörde auf die nationale 
Sicherheit, um Informationen im Rahmen der 
Rückkehrentscheidung zu sperren, muss sie 
das Geheimhaltungsinteresse mit dem Inter-
esse des Unionsbürgerkindes am Verbleib 
seines Elternteils abwägen.

Anmerkung der Redaktion: Die Entschei-
dung ist vor allem wegen ihrer verfahrens-
rechtlichen Aussagen interessant. So wird 
die Amtsaufklärungspflicht gestärkt und eine 
fehlende Berücksichtigung nach Erlass der 
Rückkehrentscheidung eingetretener Tatsa-
chen für europarechtswidrig erklärt. Den 
staatlichen Geheimhaltungsinteressen setzt 
das Urteil zumindest gewisse Grenzen. Ange-
sichts der inzwischen gefestigten Rechtspre-
chung zum materiellen Kern des Art. 20 
AEUV erstaunt in der Praxis die Bockigkeit 
vieler Ausländerbehörden, EU-Recht anzu-
wenden. Auf europäischer Ebene ließe sich 
das Problem entschärfen durch eine Ände-
rung der Definition des Familienangehöri-
gen: Verwandte in aufsteigender Linie eines 
Unionsbürgers bzw. einer Unionsbürgerin 
sind bisher nur Familienangehörige, wenn 

dann ein schwerwiegendes Ausweisungsin-
teresse dar, wenn eine strafrechtliche Ver-
urteilung nicht erfolge. Im Rahmen der 
Abwägung hat das staatliche Interesse an 
geordneter Zuwanderung besonderes 
Gewicht. Straftaten zur Erlangung auslän-
derrechtlicher Vorteile indizieren eine rechts-
feindliche Einstellung. 

Anmerkung der Redaktion: Die Entscheidung 
folgt dem Trend der Rechtsprechung, mit gene-
ralpräventiven Erwägungen nahezu jegliche 
Ausweisungsverfügung als rechtmäßig anzu-
sehen. Das hatte das BVerwG vorgegeben. Es 
ist insofern nicht neu. Die zunehmende Res-
triktion in der Rechtsprechung zeigt sich aber 
bei der Abwägung der Ausweisungs- und Blei-
beinteressen. Dem Ziel der geordneten Zuwan-
derung wird größeres Gewicht zugemessen 
als den privaten Bleibeinteressen auch nach 
langjährigem Aufenthalt. Eines ist aber auch 
klar: Wer die erforderlichen Sprachkenntnisse 
für NE oder Einbürgerung vortäuscht, statt 
sie zu besitzen, ist nicht integriert im Sinne 
der Normen des AufenthG und des StAG. Eine 
rechtsfeindliche Einstellung zeigt sich auch 
darin, wie gewissenlos Anwält*innen miss-
braucht werden, indem gefälschte Dokumente 
untergeschoben werden zwecks Einreichung 
bei den Behörden. Allein bei den Staatsan-
waltschaften Konstanz und Bochum wurden 
jeweils mehrere hundert Fälle der Verwendung 
von gefälschten Sprachzertifikaten angezeigt. 
Angesichts der Massenhaftigkeit, in der Auf-
enthaltstitel und Einbürgerungen erschlichen 
werden sollen, verwundert es nicht, dass die 
Rechtsprechung einen harten Kurs fährt; das 
ändert nichts an der grundsätzlichen Kritik 
am Institut der Generalprävention. � (ka)

Dokument:

BayVGH, B. v. 17.06.2026, 10 ZB 26.394 
(Dokument Nr. 4334)

Prozessrecht

Kein Rechtsschutzbedürfnis für 
Antrag nach § 80 V VwGO bei 
erloschener AE

Der Ast. war im Besitz einer Aufenthaltser-
laubnis zum Ehegattennachzug. Einen Ver-
längerungsantrag stellte er vor Ablauf des 
AT nicht. Wegen schwerwiegender Strafta-
ten wies ihn die Ausländerbehörde aus. Das 
VG Gelsenkirchen hat Zweifel an der Zuläs-
sigkeit des Antrags nach § 80 Abs. 5 VwGO, 
lässt den Antrag aber letztlich an der Begrün-
detheit scheitern. Zum möglicherweise feh-
lenden Rechtsschutzbedürfnis führt das 
Gericht aus, es fehle an einer wiederher-
stellbaren Rechtsposition, da der Ast. unab-
hängig von der Ausweisung vollziehbar aus-
reisepflichtig sei aufgrund des erloschenen 
AT, § 51 AufenthG. Der fehlende AT wirkt 
sich auch bei der Begründetheit aus: Im Rah-
men der Abwägung fehlt es an einem Blei-
beinteresse i. S. d. § 54 AufenthG.

staat anerkannten Flüchtlings auf Erteilung 
eines Aufenthaltstitels in einem anderen 
Mitgliedstaat im Falle eines Verantwortungs-
übergangs herzuleiten. Ein Vorabentschei-
dungsverfahren sei nicht erforderlich, weil 
Art. 27 S. 1 QualifikationsVO bestimme, 
dass in einem EU-Staat anerkannte Flücht-
linge kein Recht hätten, sich in einem ande-
ren als dem Schutz gewährenden Mitglied-
staat aufzuhalten.

Anmerkung der Redaktion: Nach Auffas-
sung des BVerwG verpflichtet der Übergang 
der Verantwortung den Vertragsstaat zwar 
zur Ausstellung bzw. Verlängerung des Rei-
seausweises für Flüchtlinge. Weitere Rechte, 
insbesondere dasjenige auf Erteilung eines 
Aufenthaltstitels, seien damit jedoch nicht 
verbunden. Im konkreten Fall bedeutet das 
etwa im Fall der Klägerin im Verfahren 1 C 
6.25, dass ihr weiterhin nur eine Duldung 
zu erteilen ist. Der VGH Mannheim hatte 
das noch anders gesehen und die Auslän-
derbehörde zur Ausstellung des Titels ver-
pflichtet.

Die Entscheidungen des BVerwG hinterlassen 
die Rechtspraxis ratlos: Worin soll der Wert 
eines „Übergangs der Verantwortung“ liegen, 
wenn den Betroffenen zwar Reiseausweise 
ausgestellt werden, die damit verbundene völ-
kerrechtliche Schutzverpflichtung aber nicht 
einmal so weit reichen soll, ihnen auch ein 
Aufenthaltsrecht zu gewähren, wenn die 
Betroffenen vielmehr geduldet, also ausreise-
pflichtig bleiben können und somit bei Verlas-
sen des Hoheitsgebiets der Bundesrepublik 
kein Recht auf Rückkehr in das Gebiet des für 
sie „zuständigen“ Staats hätten? Wie soll 
dieses Ergebnis insbesondere vereinbar sein 
mit der Verpflichtung des Zweitstaats, den 
Familiennachzug zum anerkannten Flüchtling 
zu erleichtern (Art. 6 EATRR)? Wie sollen die 
mit der staatlichen Verantwortung für den 
Flüchtling verknüpften Verpflichtungen durch-
gesetzt werden, die sich aus der GFK ergeben, 
etwa ein diskriminierungsfreier Zugang zu 
öffentlicher Unterstützung (Art. 23 GFK)?

Da das BVerwG diese Fragen auch nicht für 
unionsrechtlich klärungsbedürftig hält, müsste 
ggf. wohl der EGMR den klagenden Parteien 
Antwort auf solche Fragen geben. � (hh)

Dokumente:

BVerwG, U. v. 24.03.2026, 1 C 6.25 
(Dokument Nr. 4333 a)

BVerwG, U. v. 24.03.2026, 1 C 13.25 
(Dokument Nr. 4333 b)

BVerwG, U. v. 24.03.2026, 1 C 29.25 
(Dokument Nr. 4333 c)

Gefälschte Sprachzertifikate 
begründen Ausweisung

Der BayVGH entscheidet: Schon allein 
generalpräventive Aspekte können die Aus-
weisung nach § 53 Abs. 1 AufenthG begrün-
den, wenn zur Erlangung von Aufenthalts-
titeln gefälschte Sprachzertifikate vorgelegt 
werden. Ein solches Verhalten stelle auch 
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dadurch faktisch die Fristen für die Begrün-
dung von Rechtsmitteln bzw. im Strafbe-
fehlsverfahren für deren Einlegung: Die 
Übersetzung kann erst in Auftrag gegeben 
werden, wenn das schriftliche Urteil i. S. d. 
§ 275 StPO vorliegt. Eine Übersetzung ist 
in der Regel nicht erforderlich bei anwaltlich 
verteidigten Angeklagten bzw. Betroffenen, 
§ 187 Abs. 2 S. 5 GVG. Wichtig: § 187 GVG 
ändert nicht die Frist zur Einlegung etwa der 
Berufung nach § 314 StPO; maßgeblich 
bleibt insoweit die Verkündung des Urteils 
in der Hauptverhandlung.

Dokument:

KG Berlin, B. v. 17.03.2026, 3 ORbs 49/26 
(Dokument Nr. 4339)

Migrationssozialrecht

SG Magdeburg: SGB II-Anspruch 
auch nach Widerruf der AE

Die syrische Antragstellerin war Inhaberin 
einer AE nach § 25 Abs. 3 AufenthG, welche 
von der ABH widerrufen wurde. Ihr wurde 
eine Bescheinigung ausgestellt, wonach der 
Titel für Zwecke der Beschäftigung gem. 
§ 84 Abs. 2 S. 2 AufenthG als fortbestehend 
gelte, da und solange der eingelegte Rechts-
behelf aufschiebende Wirkung habe. Das 
Jobcenter lehnte den Antrag auf Weiterbe-
willigung von Grundsicherung ab. Die 
Antragstellerin legte Widerspruch ein. Ihrem 
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung gab das SG Magdeburg statt: Die 
Antragstellerin sei weiter leistungsberechtigt 
gem. § 7 SGB II. Wegen der Fiktionswir-
kung des § 84 Abs. 2 S. 2 AufenthG für die 
Arbeitsaufnahme liege auch im Sinne des 
SGB II ein Aufenthaltsrecht sowie rechtliche 
Erwerbsfähigkeit vor. Ein Leistungstatbe-
stand nach § 1 AsylbLG liege dagegen nicht 
vor, insbesondere sei die Antragstellerin 
nicht im Besitz einer Duldung.

Dokument:

SG Magdeburg, B. v. 30.04.2026, S 20 AS 
342/26 ER (Dokument Nr. 4340)

Einsender: RA Dr. Christoph Kunz, Dessau-
Roßlau

Sonstige Rechtsgebiete

OVG NRW will höhere Streitwerte 
erst ab Veröffentlichung des 
Katalogs

Nach dem Streitwertkatalog des BVerwG 
gelten erhöhte Streitwerte (7.500 € in der 
Hauptsache) für Verfahren nach dem Frei-
zügG/EU, dem ARB 1/80 und betreffend 

Dokument:

BVerwG, U. v. 23.04.2026, 1 C 20.25 
(Dokument Nr. 4337)

Völkerrecht

EGMR: Menschenrechtswidrige 
Verhinderung von 
Familienzusammenführung in 
Griechenland

In drei Urteilen hat der EGMR Griechenland 
wegen menschenrechtlicher Defizite bei der 
Familienzusammenführung zu in Griechenland 
anerkannten Flüchtlingen verurteilt. Griechen-
land habe gegen Art. 8 EMRK verstoßen, weil 
es Anträge auf Familienzusammenführung 
jahrelang nicht entschieden und ohne indivi-
duelle und besonders begründete Beurteilung 
auf Vorlage von Dokumenten beharrt habe, 
welche die Bf. objektiv nicht hätten beibringen 
können. Außerdem hätten griechische Behör-
den weder die Möglichkeit alternativer Lösun-
gen geprüft noch die offensichtliche Tatsache 
berücksichtigt, dass die Betroffenen, die in 
Griechenland als Flüchtlinge anerkannt wur-
den, keine Möglichkeit hätten, in ihrem Her-
kunftsland ein Familienleben zu führen.

Dokumente:

EGMR, U. v. 23.06. 2026, 13250/23, Suji ./. 
Griechenland (Dokument Nr. 4338 a)

EGMR, U. v. 23.06. 2026, 31077/23, Dotani 
./. Griechenland (Dokument Nr. 4338 b)

EGMR, U. v. 23.06. 2026, 41855/23, T.N. ./. 
Griechenland (Dokument Nr. 4338 c)

Migrationsstrafrecht

Keine wirksame Zustellung nur der 
Urteilsübersetzung

Das AG Tiergarten verurteilt den Betroffe-
nen im Bußgeldverfahren zu einer Geldbuße. 
Dieser beantragt die Zulassung der Rechts-
beschwerde. Auf richterliche Verfügung wird 
ihm die russischsprachige Übersetzung des 
Urteils zugestellt. Auf Bitte des Betroffenen 
wird ihm anschließend das deutschsprachige 
Urteil formlos übersandt mit dem Hinweis, 
die Begründungsfrist für das Rechtsmittel 
laufe bereits. Das sehen Generalstaatsan-
waltschaft Berlin und Kammergericht 
anders: Ist eine Übersetzung des Urteils vor-
geschrieben – vgl. § 187 GVG, § 37 Abs. 3 
StPO – ist die Zustellung nur wirksam, wenn 
das deutschsprachige Urteil zusammen mit 
der Übersetzung zugestellt wird.
Für den Lauf von bestimmten Rechtsmittel
(begründungs)fristen kommt es auf die wirk-
same Zustellung des Urteils an. Das KG stellt 
klar, dass § 37 Abs. 3 StPO die gleichzeitige 
Zustellung des deutschsprachigen Urteils 
und der Übersetzung verlangt. Für den Ange-
klagten bzw. Betroffenen verlängern sich 

die/der Unionsbürger*in – also das Kind – 
ihnen Unterhalt gewährt, was fast nie vor-
kommt. Der Standardfall, dass der dritt-
staatsangehörige Elternteil dem Kind 
Unterhalt zahlt, lässt sich nur durch abge-
leitetes Primärrecht über Art. 21 AEUV (Kind 
ist in der Union gewandert) oder Art. 20 
AEUV (Kind ist nicht gewandert) lösen. 
Höchst unbefriedigend (und eine Klausur-
falle in Fachanwaltslehrgängen)! � (ka)

Dokument:

EuGH, U. v. 16.07.2026, Rs. C-26/25 
(Dokument Nr. 4336)

Haftbedingte Unterbrechung der 
Beschäftigung führt zu Verlust 
der ersten Verfestigungsstufe des 
Art. 6 Abs. 1 S. 1 ARB 1/80

Der türkische Kl. lebt seit 1990 in Deutsch-
land und besaß seit 2007 eine Niederlas-
sungserlaubnis. Seit 1994 trat er wiederholt 
strafrechtlich in Erscheinung und wurde ab 
2001 in dreizehn Fällen rechtskräftig verur-
teilt. Mit Urteil vom 24.11.2015 verurteilte 
ihn das LG Berlin wegen bandenmäßigen 
unerlaubten Handeltreibens mit Betäubungs-
mitteln in nicht geringer Menge zu einer 
Freiheitsstrafe von fünf Jahren und sechs 
Monaten. Mit Bescheid vom 04.05.2018 
wies die ABH ihn aus. Er könne sich nicht 
auf den Ausweisungsschutz gem. § 53 Abs. 3 
AufenthG berufen, weil ihm keine Rechte 
aus dem Beschluss Nr. 1/80 des Assoziati-
onsrates EWG/Türkei vom 19. September 
1980 (ARB 1/80) zustünden. Seine Auswei-
sung sei aus spezialpräventiven Gründen 
geboten, da durch sein Verhalten die Gefahr 
der Begehung erneuter Straftaten auch gegen-
wärtig bestehe und nach der erforderlichen 
Abwägung das öffentliche Interesse an seiner 
Ausweisung seine privaten Interessen am 
Verbleib im Bundesgebiet überwiege. 
Das BVerwG teilt diese Auffassung: 
Unschädliche Beschäftigungsunterbrechun-
gen i. S. d. Art. 6 Abs. 2 ARB 1/80 seien nur 
solche, in denen der Arbeitnehmer über die 
rechtlichen Voraussetzungen für die Aus-
übung einer ordnungsgemäßen Beschäfti-
gung i. S. d. Abs. 1 verfügt, von dieser Mög-
lichkeit jedoch aus „unverschuldeten“ (oder 
„unfreiwilligen“) tatsächlichen Gründen 
keinen Gebrauch machen kann. Nicht 
gemeint seien Unterbrechungen weil der 
Betreffende in dieser Zeit nicht arbeiten darf 
(BVerwG, U. v. 17.06.1998, 1 C 27.96). Die 
haftbedingte Unterbrechung der Beschäfti-
gung eines türkischen Arbeitnehmers stelle 
weder eine kurzfristige Unterbrechung i. 
S. d. Art. 6 Abs. 2 S. 1 ARB 1/80 noch eine 
unschädliche längerfristige i. S. d. Art. 6 
Abs. 2 S. 2 ARB 1/80 dar. Sie führe daher 
zum Verlust der ersten Verfestigungsstufe 
des Art. 6 Abs. 1 S. 1 ARB 1/80. Es bestehe 
dann kein erhöhter Ausweisungsschutz gem. 
§ 53 Abs. 3 AufenthG i. V. m. Art. 6 Abs. 1 
Spiegelstrich 1 ARB 1/80.
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C-397/23, ausschließlich auf eine Diskrimi-
nierung des Kindes ab, nicht auf eine des 
Elternteils. In derartigen Fällen könne auf-
grund des EU-rechtlichen Diskriminierungs-
verbots des EU-Kindes eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 28 AufenthG beansprucht 
werden, obwohl es sich nicht um ein deut-
sches Kind handelt. Ein Sozialleistungsaus-
schluss ist dann unzulässig. Das BMI weist 
darauf hin, dass der Anspruch auf Ausstel-
lung der Aufenthaltserlaubnis nach § 28 
AufenthG unabhängig davon gilt, ob es sich 
bei den Eltern (auch) um EU-Bürger*innen 
oder um Drittstaatsangehörige handelt.

Dokument:

BMI, „Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht 
sui generis“, Rundschreiben v. 12.06.2026 
(Dokument Nr. 4344)

Arbeitshilfe der GGUA 
zur Übernahme von 
Passbeschaffungskosten

Gem. § 60b Abs. 3 Nr. 5 AufenthG bzw. § 5 
Abs. 2 Nr. 4 AufenthV gilt die Zahlung der 
vom Herkunftsstaat allgemein festgelegten 
Gebühren für die Erlangung eines Passes 
als zumutbar. Das gilt neben den Passge-
bühren z. B. auch für die Fahrtkosten zur 
Botschaft sowie ggf. Übernachtungs- oder 
Sprachmittlungskosten. Müssen Sozialäm-
ter bzw. Jobcenter diese Kosten übernehmen, 
und wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage? 
Erfolgt die Leistung als Beihilfe oder dürfen 
Darlehen gewährt werden? 
Verena Wörmann (GGUA) hat die Arbeits-
hilfe zur Übernahme von Passbeschaffungs-
kosten in den verschiedenen Leistungssys-
temen grundlegend überarbeitet (Stand 
August 2026). Sie berücksichtigt bereits die 
neue positive Rechtsprechung der SG Ber-
lin und SG Köln. Die Arbeitshilfe gibt vor 
dem Hintergrund der Rechtsprechung des 
BSG und einzelner SGe einen aktualisierten 
Überblick über die Rechtslage.

Dokument:

GGUA (Münster), Arbeitshilfe zur 
Übernahme von Passbeschaffungskosten 
(Dokument Nr. 4345)

EU-Ratsbeschluss zur Verlängerung 
des vorübergehenden Schutzes für 
ukrainische Staatsangehörige

Am 04.08.2026 wurde der EU-Ratsbeschluss 
zur Verlängerung vorübergehenden Schutzes 
bis 04.03.2028 veröffentlicht. Der Schutz 
soll ausgeschlossen sein für Personen, die 
	■ am 30.07.2026 noch nicht den 
vorübergehenden Schutz in einem 
Mitgliedstaat genießen und 
	■ die ihre „militärischen Pflichten“ nicht 
eingehalten haben. 

Ab 31.07.2026 eingereiste oder künftig neu 
einreisende Personen zwischen 23 und 60 
Jahren müssen ggfs. nachweisen, dass sie 
ihren „militärischen Pflichten“ nachgekom-

Familienzusammenführungen nach Deutsch-
land im Rahmen der Asyl- und Migrations-
management-Verordnung (AMMVO). Die 
Broschüre wurde für die 3. Auflage 2026 
vollständig überarbeitet von Anne Pertsch, 
die für Equal Rights Beyond Borders arbei-
tet. Behandelt werden: Anwendungsbereich 
der AMMVO; familienbezogene Zuständig-
keitskriterien; Unterstützungsmöglichkeiten; 
Vorgehen bei Ablehnung; Kontaktadressen; 
Anhang mit Musterschreiben. 

Dokument:

Diakonie Deutschland u. a., 
Familienzusammenführungen nach 
Deutschland im Rahmen der AMMVO,  
3. Aufl. 2026 (Dokument Nr. 4343)

BMI aktualisiert Hinweise 
zum unionsrechtlichen 
Aufenthaltsrecht „sui generis“

Das BMI hat anlässlich der EuGH-Urteile 
v. 08.05.2025, Rs. C-130/24, 01.08.2025, 
Rs. C-397/23 und 04.06.2026, Rs. C-560/24, 
seine Hinweise zum unionsrechtlichen Auf-
enthaltsrecht „sui generis“ für familiäre Kon-
stellationen aktualisiert, in denen 
Unionsbürger*innen zusammen mit dritt-
staatsangehörigen oder deutschen Famili-
enangehörigen leben. Es weist bei dieser 
Gelegenheit zugleich auf weitere Urteile 
von BVerwG und EuGH hin:
	■ BVerwG, U. v. 12.07.2018, 1 C 16.17: 
ein aus dem die Unionsbürgerschaft 
regelnden Art. 20 AEUV abgeleitetes 
unionsrechtliches Aufenthaltsrecht sui 
generis, das nach der Rechtsprechung 
des EuGH einem Drittstaatsangehörigen 
in ganz besonderen Ausnahmefällen zur 
Wahrung des Kernbestandes der Rechte 
seines Kindes als Unionsbürger 
zustehen kann; 
	■ BVerwG, U. v. 11.09.2019, 1 C 48/18, 
zum Aufenthaltsrecht für Elternteile, die 
die tatsächliche Sorge von Kindern 
eines (vormaligen) Wanderarbeitneh-
mers ausüben, Art. 10 Abs. 1 VO (EU) 
Nummer 492/2011 (Freizügigkeits-VO);
	■ EuGH, U. v. 08.05.2025, Rs. C-130/24) 
das für die Verwaltungspraxis grundle-
gende Klarstellungen vornimmt;
	■ EuGH, U. v. 01.08.2025, Rs. C-397/23. 

Auf Grundlage der Anwendungshinweise 
lässt sich in bestimmten Konstellationen, 
die weder FreizügG noch AufenthaltsG aus-
drücklich regeln, die Ausstellung einer Auf-
enthaltskarte gem. Art. 20 / 21 AEUV for-
dern, z. B. wenn die ABH einem drittstaats-
angehörigen Elternteil eines deutschen 
Kindes die Ausstellung der AE wegen Nicht-
erfüllung der Passpflicht oder Nachholung 
des Visumverfahrens verweigert oder ein 
drittstaatsangehöriger Elternteil und ein EU-
angehöriges Kind in einem besonderen 
Abhängigkeitsverhältnis zueinander stehen 
(z. B. weil Personensorge ausgeübt wird). 
Der EuGH stellte im U. v. 01.08.2025, Rs. 

unbefristete Aufenthaltsrechte. Der 17. Senat 
des OVG NRW will diese Streitwerte nur 
zugrundelegen für Verfahren, die nach Ver-
öffentlichung des neuen Streitwertkatalogs 
eingeleitet wurden. Zwingend ist das nicht, 
zumal es sich bei dem Katalog nur um Emp-
fehlungen handelt. Der VGH Baden-Würt-
temberg war etwa in Ausweisungsverfahren 
wegen der Bedeutung der Sache schon ein-
mal von dem alten Katalog abgewichen.

Dokument:

OVG NRW, B. v. 03.08.2026, 17 B 632/25 
(Dokument Nr. 4341)

BGH zur Rechtshängigkeit 
wechselseitiger Scheidungsanträge 
mit Auslandsbezug

Die Parteien lebten gemeinsam in der 
Schweiz, wo Frau und Kinder verblieben. 
Der Ehemann verzog nach Deutschland. Er 
reichte einen Scheidungsantrag ein. Nach 
deutschem Recht wird der Antrag der Gegen-
seite zugestellt nach Eingang des Gerichts-
kostenvorschusses. Noch vor Zustellung des 
in Deutschland gestellten Scheidungsantrags 
reichte die Antragsgegnerin in der Schweiz 
einen Scheidungsantrag ein. Nach schwei-
zerischem Recht tritt Rechtshängigkeit mit 
Eingang des Antrags bei Gericht ein. Der 
BGH legt dar, dass der Scheidungsantrag in 
Deutschland unzulässig ist wegen der bereits 
zuvor eingetretenen Rechtshängigkeit des 
Antrags in der Schweiz. Der Eintritt der 
Rechtshängigkeit sei etwas anderes als eine 
Frist, sodass ein Rückbezug auf die Anhän-
gigmachung des Antrags in Deutschland nach 
Zahlung des Gerichtskostenvorschusses nicht 
möglich sei. Auch aus der Brüssel IIb-VO 
folge nichts anderes. Die Rechtshängigkeit 
eines Antrags bei einem ausländischen 
Gericht führe in gleicher Weise zur Unzu-
lässigkeit eines Antrags wie dies bei einer 
inländischen Rechtshängigkeit gegeben sei.

Dokument:

BGH, B. v. 20.05.2026, XII ZB 276/25 
(Dokument Nr. 4342)

Einsenderin: RAin Daniela Böhme, 
Frankfurt

Anwaltspraxis

Hinweise auf Publikationen

Familienzusammenführungen 
nach Deutschland im Rahmen der 
AMMVO

Diakonie Deutschland, Informationsverbund 
Asyl und Migration und Equal Rights 
Beyond Borders haben gemeinsam eine 
Informationsbroschüre mit zahlreichen Pra-
xistipps herausgegeben zum Thema von 
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wurde eine Übergangsregelung beschlossen, 
nach der Menschen aus den neuen „sicheren 
Herkunftsstaaten“ dem Arbeitsverbot nicht 
unterliegen, wenn sie bestimmte Stichtage 
erfüllen (§ 104 Abs. 18 Nr. 2 AufenthG). 
Am 29.07.2026 traten die in § 60a Abs. 6 
Nr. 3 AufenthG geregelten Arbeitsverbote 
auch für geduldete Personen aus den EU-
weit festgelegten „sicheren Herkunftsstaa-
ten“ in Kraft. 
Das betrifft u. a. Personen mit türkischer 
Staatsangehörigkeit. Die Gesetzgebung kann 
in folgenden Gesetzentwürfen nachvollzo-
gen werden: 
	■ Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses zum „Entwurf eines Gesetzes 
zur besseren Verhinderung missbräuch-
licher Anerkennungen der Vaterschaft“ 
vom 10. Juni 2026; BT-Drs. 21/6393 
(Nr. 2c)
	■ Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses zum „Entwurf eines Gesetzes 
zur Weiterentwicklung der Digitalisie-
rung in der Migrationsverwaltung“ vom 
8. Juli 2026; BT-Drs. 21/7004 (Nr. 3c)

Die Erweiterungen sowie die an Stichtagen 
orientierte Übergangsregelung sind in einem 
kleinteiligen und teils nur schwer nachvoll-
ziehbaren Gesetzgebungsverfahren verab-
schiedet worden. Die Fachinformation des 
Paritätischen bietet eine Übersicht und Ein-
ordnung zu den neuen Regeln.

Dokument:

DPWV, „Arbeitsverbote für Menschen 
mit Duldung aus weiteren ,sicheren 
Herkunftsstaaten‘“ (Dokument Nr. 4348)

Änderung der IntegrationskursVO 

Im Februar 2026 hatte das BAMF mitgeteilt, 
Anträge auf Zulassung zu Integrationskursen 
nach § 44 Abs. 3 AufenthG für Personen, die 
keinen Anspruch auf einen Integrationskurs 
haben, aber im Rahmen freier Plätze zuge-
lassen werden können, würden nicht mehr 
bewilligt. Vielstimmiger Protest von Sprach-
kursträgern und Organisationen, die Geflüch-
tete unterstützen, führte zu der Zusage des 
BMI, dass die Kurse weiterhin für Geflüch-
tete aus der Ukraine und Unionsbürger*innen 
vorrangig offenstehen sollen. Asylsuchende 
und Geduldete bleiben dagegen ausgeschlos-
sen. Diese Anpassung der Integrations-
kursVO trat am 28.07.2026 in Kraft (www.
recht.bund.de/bgbl/1/2026/218/VO.html).

Fortbildungsangebote und 
Seminare

Seminarangebote der ArGe 
Migrationsrecht im DAV

	■ 13.11.2026, 09:00-16:00 Uhr: 
Online-Seminar „Aktuelles zum 
Flüchtlingsrecht“ 

Referentin: RAin Kerstin Müller

Attentat, schließlich habe sie zur Verhinde-
rung der Abschiebung beigetragen. Und wäre 
der Syrer abgeschoben worden, dann... 
Das KG stellt fest, dass die Namensnennung 
im konkreten Zusammenhang unzulässig war 
und der Kollegin Schadensersatzansprüche 
zustehen. Die Pressefreiheit hat Grenzen im 
Bereich des Persönlichkeitsschutzes. Um über 
das Dublin-Verfahren zu berichten und den 
angeblichen Zusammenhang zum späteren 
Attentat, war die Namensnennung nicht erfor-
derlich; sie hat vielmehr Prangerwirkung.

Dokument: 

KG Berlin, U. v. 23.04.2026, 10 U 42/25 
(Dokument Nr. 4346)

Gesundheitsversorgung für 
minderjährige AsylbLG-Berechtigte 
(§ 4 Abs. 4 AsylbLG)

Seit dem 12.06.2026 haben alle Kinder und 
Jugendlichen, die Leistungen gem. AsylbLG 
beziehen, Anspruch auf eine Gesundheits-
karte und uneingeschränkte Gesundheitsver-
sorgung wie alle gesetzlich Versicherten (§ 4 
Abs.  4 AsylbLG). Sie werden von der 
Behörde bei einer frei wählbaren Kranken-
kasse angemeldet, die eine Gesundheitskarte 
ausstellt und die Versorgung übernimmt. Mit 
Rundschreiben vom 26.06.2026 erläutert das 
Ministerium des Innern, für Integration und 
Verkehr Rheinland-Pfalz die Neuregelung 
der medizinischen Versorgung minderjähri-
ger Leistungsberechtigter nach § 4 Abs. 4 
AsylbLG n. F. Wesentlich ist, dass alle min-
derjährigen Grundleistungsberechtigten eine 
elektronische Gesundheitskarte (eGK) erhal-
ten und durch eine Krankenkasse betreut 
werden. Da es sich um ein Bundesgesetz 
handelt, ist sind die Informationen aus Rhein-
land-Pfalz weitestgehend übertragbar auf 
alle anderen Bundesländer. Wann sie ent-
sprechende Regelungen erlassen werden, ist 
noch unklar. Der Paritätische Gesamtverband 
hat eine Fachinformations-Broschüre erstellt, 
welche die neuen Regeln zusammenfasst.

Dokumente:

DPWV, „Neuregelung der medizinischen 
Versorgung minderjähriger 
Leistungsberechtigter nach § 4 Abs. 4 
AsylbLG n. F.“ (Dokument Nr. 4347 a)

Innenministerium Rheinland-Pfalz, 
Rundschreiben vom 26.06.2026 zu 
Änderungen des AsylbLG (Dokument 
Nr. 4347 b)

Broschüre: Neue Arbeitsverbote für 
geduldete Personen aus weiteren 
„sicheren Herkunftsstaaten“ 

Zum 12.06.2026 wurden im Zuge der GEAS-
Umsetzung weitere Staaten als „sichere Her-
kunftsstaaten“ auf EU-Ebene definiert (Art. 
62 VO (EU) 2024/1348). Am 10.07.2026 
hat der Bundestag die Arbeitsverbote für 
Menschen mit Duldung auf diese zusätzli-
chen Staaten ausgeweitet (Änderung des 
§ 60a Abs. 6 Nr. 3 AufenthG). Zugleich 

men sind oder davon befreit wurden und 
rechtmäßig ausreisen durften. In Erwägungs-
grund 18 des Beschlusses heißt es dazu: „In 
diesem Zusammenhang würde entweder der 
rechtmäßige Grenzübertritt beim Verlassen 
des Hoheitsgebiets der Ukraine oder ein Aus-
reisestempel im Reisepass einen Nachweis 
für eine solche Berechtigung darstellen. In 
Fällen, in denen eine solche rechtmäßige 
Ausreise nicht bestätigt werden kann, sollte 
die betreffende Person, um vorübergehenden 
Schutz in Anspruch nehmen zu können, ver-
pflichtet sein, den Behörden des Mitglied-
staats ein leicht überprüfbares amtliches 
Dokument in Papierform oder elektronischer 
Form – etwa in der Anwendung „Reserv+“ 
– vorzulegen, mit dem die Befreiung dieser 
Person von den militärischen Pflichten oder 
die Einhaltung dieser Pflichten bestätigt wird. 
Die Person, die vorübergehenden Schutz 
beantragt, sollte die Beweislast tragen.“
Der Ausschluss des Schutzstatus aufgrund 
„militärischer Pflichten“ trifft nicht nur Män-
ner. In Erwägungsgrund 19 wird ausdrück-
lich darauf hingewiesen, dass ukrainische 
Staatsangehörige, die keiner Wehrpflicht 
unterliegen, ungeachtet ihres Alters oder 
ihres Geschlechts anderen militärischen 
Pflichten unterliegen können, zum Beispiel 
weil sie sich für den Militärdienst verpflich-
tet haben oder anderweitige Verpflichtungen 
im Zusammenhang mit militärischen Akti-
vitäten einhalten müssen. Die Nachweis-
pflicht, sich diesen Pflichten nicht zu ent-
ziehen, gilt zukünftig für alle Volljährigen. 
Der Beschluss ist in verschiedenen Punkten 
unklar. So ist der Stichtag für den Ausschluss 
der o. g. Personen in Art.  2 Abs.  2 des 
Beschlusses auf den 30.07.2026 festgelegt, 
in Erwägungsgrund 17 dagegen mit dem Tag 
des Inkrafttretens des Beschlusses – das wäre 
der 05.08.2026. Ferner nimmt Art. 2 Abs. 2 
nur Personen von der Neuregelung aus, die 
zum Stichtag noch nicht „in einem bestimm-
ten Mitgliedstaat… vorübergehenden Schutz 
genießen“. Damit könnte die Regelung selbst 
auf Antragstellende anwendbar sein, die 
bereits vor dem 31.07. eingereist waren, 
denen aber noch kein entsprechender Auf-
enthaltstitel erteilt wurde. Demgegenüber 
weist Erwägungsgrund 18 darauf hin, dass 
„[d]as Recht von Personen auf vorüberge-
henden Schutz unmittelbar gegeben [ist], 
sobald der Rat das Bestehen eines Massen-
zustroms von Vertriebenen festgestellt hat“, 
was so zu verstehen wäre, dass die Erteilung 
des Aufenthaltstitels deklaratorisch und letzt-
lich das Einreisedatum entscheidend ist. 

KG Berlin stärkt Rechte der 
Anwaltschaft

Eine Kollegin vertrat den späteren Solingen-
Attentäter im Dublin-Verfahren. Nach dem 
Anschlag wurde ihr Name in Teilen der 
Presse veröffentlicht, wobei die Berichter-
stattung zumindest unterschwellig nahelegte, 
die Kollegin treffe eine Mitschuld an dem 
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Seminarangebote des Deutschen 
Anwaltsinstituts

	■ 13.10.2026, 13:30 Uhr-19:00 Uhr: 
Online-Seminar „Typische Probleme 
des Migrationsrechts – Aufenthalt 
und Wiederkehr 

Referent: RA Prof. Dr. Stephan Hocks

	■ 19.11.2026, 14:00-16:45 Uhr: 
Online-Seminar 
„Staatsangehörigkeitsrecht – neue 
Entwicklungen“ 

Referent: Prof. Dr. Uwe Berlit

	■ Online-Selbststudium, 2,5 Stunden: 
„Einbürgerungsrecht – Grundlagen 
und Falltraining“ 

Referent: Ulrich Hekler

	■ Online-Selbststudium, 2,5 Stunden: 
„Selbständige Tätigkeit“ 

Referent: Alexander Baron von 
Engelhardt

Schlaglicht

Mal wieder Neues aus der 
Unterwelt des Rechts

Unser Kollege Peter Fahlbusch/ Hannover, 
Experte im (Un-)Recht der Abschiebungs-
haft, schickte uns folgenden Text, den wir 
in diesem Heft als Schlusspunkt setzen: 
„Stand heute (07.08.2026) sieht meine Haft-
statistik wie folgt aus: 2.918 Menschen wur-
den von mir seit 2001 bundesweit in Abschie-
bungshaftverfahren vertreten. 1.480 dieser 
Menschen, das sind rund 52 %, wurden – 
jedenfalls teilweise – zu Unrecht eingesperrt. 
Im Durchschnitt kommen auf jede Person 
knapp 26 Tage. 
Auf alle rechtswidrig Eingesperrten bezo-
gen, sprechen wir heute von gut 105 Jahren 
unrechtmäßiger Haft. Oder von 38.395 
Tagen. Oder neunhunderteinundzwanzig-
tausendvierhundertachtzig Stunden.
„Wieso – weshalb – warum“ spare ich mir 
heute. Ist schon alles gesagt und geschrieben 
worden. Ich bin nach einem Vierteljahrhun-
dert müde und muss nachdenken, ob es Sinn 
macht, weiterhin Wegbegleiter und Verkünder 
rechtswidriger Freiheitsberaubungen zu sein.“ 

Seminarangebote des 
Republikanischen Anwältinnen- 
und Anwältevereins

	■ 02.10.-04.10.2026, Düsseldorf: 
Migrationsrechtliche Tage 2026 – 
NRW

	■ 09.10.-11.10.2026, Berching: 
Migrationsrechtliche Tage 2026 – 
Bayern

	■ 06.11.2026, 15:00-18:00 Uhr: 
Online-Seminar „Die aktuelle 
Rechtsprechung des EGMR zu 
Ausweisungen, Auslieferungen und 
Abschiebungen“ 

Referent: Thomas Straub (EGMR)

	■ 10.11.2026, 17:00-20:00 Uhr, Berlin 
sowie Online-Seminar: „Das 
Verfahren zur ,missbräuchlichen‘ 
Vaterschaftsanerkennung“ 

Referent: RA Thomas Korn

	■ 12.11.2026, 10:00-14:15 Uhr, 
Online-Seminar: „Aussetzung des 
Familiennnachzugs zu subsidiär 
Schutzberechtigten“ 

Referentinnen: RAin Elisa Costadura, 
RAin Corinna Ujkasevic, Jutta 
Hermanns

	■ 13.11.2026, 10:00-16:00 Uhr, Berlin: 
„GEAS: Neue 
Freiheitsbeschränkungen und Haft 
an den Grenzen“ 

Referenten: RA Rolf Stahmann und RA 
Peter Fahlbusch

	■ 18.11.2026, 10:00-12:45 Uhr: 
Online-Seminar „Update 
Arbeitsmigration“ 

Referentin: RAin Sophie Baumann

	■ 25.11.2026, 10:00-14:15 Uhr: 
Online-Seminar 
„Unionsbürger*innen im 
Sozialrecht“ 

Referent RA Sven Hasse

Seminarangebote der Deutschen 
Anwaltakademie

	■ 01.07.-31.12.2026, Video zum 
Selbststudium: „Rechtsmittel im 
Asyl- und Ausländerrecht“ 

Referent: RA Manuel Kabis

	■ 01.10.2026, 09:00-15:15:00 Uhr: 
Online-Seminar „Krankheiten im 
Asyl- und Aufenthaltsrecht“ 

Referentin: RAin Oda Jentsch

	■ 06.10.2026, 14:00-16:45 Uhr: 
Online-Seminar „Aktuelle 
Neuerungen im Migrationsrecht“ 

Referentin: RAin Maria Kalin

	■ 08.10.2026, 09:00-18:00 Uhr, Berlin: 
„Arbeitsmigration: Aufenthalt und 
Arbeitsmarktzugang“ 

Referentin: RAin Bettina Offer

	■ 03.11.2026, 09:00-15:15 Uhr: 
Online-Seminar „Verteidigung 
ausländischer Tatverdächtiger – die 
Schnittstelle von Straf- und 
Ausweisungsrecht“ 

Referent: RA Manuel Kabis

	■ 23.11.2026, 14:00-16:45 Uhr: 
Online-Seminar „Erfolgreiche 
Strafverteidigung von 
Migrant*nnen“ 

Referent: Dr. Jan Markus Schulte

	■ 26.11.2026, 09:00-18:00 Uhr, Essen: 
„Familienzusammenführung“ 

Referent: RA Thomas Oberhäuser

	■ 27.11.2026, 09:00-18:00 Uhr, Essen: 
„Fachkräfteeinwanderung“ 

Referent: RA Christoph von Planta

	■ 30.11.2026, 14:00 – 16:45 Uhr: 
Online-Seminar „Erfolgreiche 
Strafverteidigung von Migrant*innen 
– Teil 2“ 

Referent: Dr. Jan Markus Schulte

	■ 1.12.2026, 14:00-16:45 Uhr: Online-
Seminar „Aktuelle Fälle zum 
Migrationsrecht“

Referentin: RAin Kerstin Müller
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